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Wir alle sind Graz
Liebe Grazerin! Lieber Grazer!

In den vergangenen fünf Jahren hat es viele positive Entwicklungen in unserer Stadt gegeben. Obwohl die wirtschaftlichen 
Bedingungen nicht einfach sind, konnte vieles auf- und nachgeholt werden, was für die über 308.000 Menschen, die ihren 
Hauptwohnsitz in Graz haben, wichtig und notwendig ist.

Die Verbesserung der städtischen Infrastruktur, der öffentlichen Dienstleistungen und von am Gemeinwohl orientierten Ein-
richtungen hat für uns immer Vorrang. Nur wenn genügend leistbare Wohnungen, Kindergärten, Schulen, Gesundheits- und 
Pflegeangebote, aber auch Grünraum, Kultur-, Sport- und Freizeitflächen zur Verfügung stehen, kann sich unsere wachsende 
Stadt gut entwickeln.

Die KPÖ ist seit vielen Jahrzehnten in der Grazer Stadtregierung vertreten und hat viel kommunalpolitische Erfahrung gesammelt. 
In diesem Kommunalprogramm fassen wir zusammen, welche Schwerpunkte wir in den nächsten Jahren setzen wollen und 
welche Vorschläge wir haben.

Es gibt keine Bank und keine anonymen Geldgeber, die uns vorschreiben können, was wir tun dürfen und was nicht. Wir sind 
für die Menschen da, die keine Lobby haben. Wir wollen für sie auch im täglichen Leben greifbar sein.

Soziales darf nicht untergehen; Privatisierung ist Diebstahl am öffentlichen Eigentum; Ohne Privilegien geht’s auch; Helfen 
statt Reden – diese Losungen sind für uns keine leeren Worte. Wir sind diesen Grundsätzen verpflichtet und drehen deshalb 
unsere Fahne nicht nach dem Wind.

Unsere Stadt muss für alle Menschen eine gute Heimat sein. Deshalb nützt es der Bevölkerung auch, dass die KPÖ in Graz 
etwas zu sagen hat. Nur mit Ihrer Unterstützung bei der Gemeinderatswahl am 28. Juni wird es möglich sein, diesen Weg 
fortzusetzen.

						      Ihre 
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Arbeit, von der man leben kann

Die Wertschöpfung geht von den arbeitenden Menschen 
aus. Sie schaffen den gesellschaftlichen Reichtum in unse-
rem Land.

Doch trotz Arbeit haben immer weniger Menschen genug 
Geld zum Leben. Unsichere Arbeitsverhältnisse, Werkver-
träge, Scheinselbstständigkeit und unfreiwillige Teilzeitarbeit 
prägen den Arbeitsalltag von immer mehr Menschen. Par-
allele Arbeitswelten mit unterschiedlichen Arbeitsrealitäten 
zerstören die Solidarität unter den Beschäftigten. Viele von 
ihnen werden in Arbeitsverhältnisse gedrängt, die keine 
Krankenversicherung, keinen Urlaub, keine Arbeitslosen- und 
Pensionsversicherung kennen. Zugleich werden Beschäftigte 
unterschiedlicher Berufsgruppen, Selbstständige gegen 
Unselbstständige, Aktive gegen Pensionist:innen sowie 
Inländer gegen Ausländer gegeneinander ausgespielt. 
Damit wird Neid geschürt. Diese Praktiken vergiften das 
Klima, höhlen den sozialen Zusammenhalt aus und öffnen 
Sozialdumping Tür und Tor.

Viele Menschen unterschiedlichen Alters haben ihre Arbeit 
verloren, unabhängig von ihrer Qualifikation. Ältere bleiben 
auf der Strecke: Sie finden keine Beschäftigung, haben das 
gesetzliche Pensionsalter noch nicht erreicht und müssen 
jahrelang in einer prekären Warteposition verharren. Frauen 
sind durch die schrittweise Anhebung des Frauenpensions-
alters besonders häufig Opfer dieser Politik. Wenn plötz-
lich nur noch Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe zur Ver-
fügung stehen, bei den Wohn- und Lebenskosten aber nicht 
mehr viel einzusparen ist, ist Feuer am Dach.

Geregelte Arbeitszeiten, Arbeitslosenversicherung, bezahlter 
Urlaub, garantierte Pensionen und öffentliche Krankenver-
sicherungen sind den Mächtigen ein Dorn im Auge. Des-
halb sollen sie nach und nach zurückgedrängt werden.

Die Maßnahmen der Regierung, die darauf 
abzielen, Arbeitssuchende mit menschen-
verachtenden Methoden zu sanktionie-
ren oder das faktische Pensionsantritts-
alter anzuheben, machen vielen 
Angst, vor allem, wenn sie bereits 
an Vorerkrankungen leiden 
und keine Alternative haben. 
Dabei gibt es längst nicht 
genug Arbeitsplätze für 
alle. Die Pensionsvor-
sorge soll privatisiert 
und dem Kapital-
markt ausgeliefert 
werden. So wird 
der Glauben an 
unser bewährtes, 
kostengünstiges, 
sicheres und 
solidarisches 
Pensions-
system gezielt 
untergraben. 
Diesen 
Absichten 
stellt sich die 
KPÖ ent-
gegen.
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Unsere Stadt hat eine große Tra-
dition als Standort wichti-

ger Industriebetriebe. 
Bedeutende Firmen 

(Puch, Simme-
ring-Graz-

Pauker, 

Waagner-Biro, Andritz) haben sich jahrzehntelang im öffent-
lichen Eigentum befunden, dadurch Arbeitsplätze gesichert 
und Wohlstand gebracht. Die Tendenz, dass immer mehr 
Betriebe an ausländische Investoren verkauft und immer mehr 
Arbeitsplätze in der Industrie wegrationalisiert werden, muss 
gestoppt werden.

Dafür steht die KPÖ

	n Löhne, Gehälter und Pensionen, von denen man leben 
kann

	n Einführung von Vermögenssteuern für Millionen- und 
Milliardenvermögen sowie höhere Besteuerung von 
Profiten und Übergewinnen von Konzernen

	n Zurückdrängung von Leiharbeit und prekären 
Beschäftigungsverhältnissen

	n Erhaltung und Stärkung des bewährten solidarischen 
Pensionssystems statt privater Pensionsmodelle

	n Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personal-
ausgleich

	n Arbeitsplatzsicherung durch die Übernahme von bzw. 
Beteiligung der öffentlichen Hand an privaten Unter-
nehmen, vor allem im Dienstleistungsbereich und bei 
der Daseinsvorsorge

	n Recht auf Vollzeitarbeit
	n Bessere Integration und Unterstützung am Arbeitsmarkt 

für Menschen mit Behinderung, Migrant:innen sowie 
langzeitarbeitslose Menschen

	n Keine direkten oder indirekten Pensionskürzungen 
(z.B. durch höhere Krankenversicherungsbeiträge), das 
Pensionsantrittsalter darf nicht weiter erhöht werden

	n Hände weg vom freien Sonntag – keine Ausweitung 
der Öffnungszeiten

	n Schikanen gegen Arbeitslose beenden (monatelange 
Sperren des Arbeitslosengeldes), Erhöhung des Arbeits-
losengeldes auf 70 % des Letztbezugs, Erhöhung und 
Valorisierung der Notstandshilfe

	n Öffentliche Aufträge und Förderungen müssen an die 
Einhaltung sozialrechtlicher Bestimmungen geknüpft 
werden

	n Kostenlose Berufsberatung und Weiterbildungs-
angebote für alle Altersgruppen

	n Unterstützung bei Geschäftsübernahmen durch Mitar-
beiter:innen (genossenschaftliche Strukturen)

 Das wurde in Graz erreicht

	n Unterstützung, Beratung und Begleitung bei der Arbeits-
suche

	n Direkte Förderung von Grazer:innen bei der Weiter-
bildung durch den Grazer Fonds für Aufstieg und Ent-
wicklung

	n Verbesserung der Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten der Stadt Graz in vielen Bereichen – in 
der Pflege, in der Elementarpädagogik, in der Sozia-
len Arbeit und in vielen weiteren Bereichen des öffent-
lichen Dienstes

	n Die Stadt Graz gewährt Förderungen nur bei Einhaltung 
umweltverträglicher und sozialer Kriterien

	n Das Grazer Projekt „Zuverdienst“ fördert die berufliche 
Wiedereingliederung von Menschen mit psychischen 
Erkrankungen

Für ein gutes Zusammenleben
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Städtische Dienstleistungen in 

die Verantwortung der Stadt

Eine der wichtigsten Aufgaben der öffentlichen Hand ist 
es, eine leistbare Grundversorgung zu gewährleisten. Des-
halb ist es nach unserer Auffassung notwendig, dass städ-
tische Dienstleistungen und Betriebe in Eigentum und Ver-
antwortung der Stadt bleiben und ausgebaut werden.

Politiker:innen fast aller Parteien zeigen sich gegenüber den 
Vorschlägen, das Eigentum der Stadt zu verkaufen, oft will-
fährig, um die leeren Kassen aufzufüllen. Zuerst wird aus-
gegliedert, dann ein „strategischer Partner“ hereingeholt und 
schließlich alles an internationale Konzerne verscherbelt. 
Die Gewinne werden auf diese Art privatisiert, die Verluste 
trägt die Bevölkerung.

Die Folgen sind Verschlechterungen für die Beschäftigten, 
weniger Investitionen in die Infrastruktur und das Fehlen der 

demokratischen Kontrolle durch den Gemeinderat. Ist ein-
mal alles verkauft, kann die Stadt nirgends mehr mitreden.

Daher hat sich die KPÖ stets gegen solche Entwicklungen 
gestellt und wird es auch weiterhin tun.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Erschließung neuer Geschäftsfelder und Ausweitung 
der Infrastruktur, um dauerhaft kommunale Leistungen 
abzusichern und die Einnahmensituation der Stadt Graz 
zu verbessern.

	n Sicherstellung der kommunalen Grundversorgung in 
öffentlicher Hand 

	n Kein Verkauf von städtischen Gebäuden und Grund-
stücken

	n Keine PPP-Modelle (Public Private Partnership), die pri-
vaten Investoren Gewinne verschaffen und der öffentli-
chen Hand Verluste bescheren

Für Sie erreicht

Die KPÖ hat gemeinsam mit ihren Koalitionspartnern über 
423 Millionen Euro in die Hand genommen, um die städti-
sche Infrastruktur auf verschiedenen Ebenen zu verbessern. 

Die Stadt als Dienstgeberin

Die Stadt Graz mit all ihren Abteilungen, Eigenbetrieben und 
Gesellschaften ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in Graz 
und gibt rund 9.000 Menschen Arbeit. Sie alle sorgen dafür, 
dass in unserer Stadt alles rund läuft, ob in der öffentlichen 
Verwaltung, in den städtischen Gesundheits- und Pflegeein-
richtungen, in der Kinderbetreuung, beim öffentlichen Ver-
kehr, bei der Straßenreinigung, der Feuerwehr, der Wasser-
versorgung, bei der Müllabfuhr und vielem mehr. Davon 
profitieren auch private Unternehmen, sei es durch direkte 
Aufträge, aber auch durch die Schaffung, Erweiterung und 
Verbesserung städtischer Infrastruktur und eine funktionie-
rende Verwaltung.

Neubau Feuer-
wache Ost
135 Jahre nach seinem Bau war das Gebäude der Feuer-
wache Ost nicht mehr zeitgemäß. Es wurde abgerissen 
und neu gebaut, die Wagenhalle wurde saniert. Die 
Ende 2025 übergebene neue Feuerwache Ost entspricht 
den aktuellen Standards, sie bietet Sicherheit, optimale 
Arbeitsbedingungen, große Aufenthalts- und Schulungs-
räume, viel Licht, eine begrünte Fassade und modernste 
Ausstattung.

Küche Graz
Seit Jahren platzte die Küche Graz in der Körösistraße mit 
zuletzt rund 9.000 frisch gekochten Mahlzeiten täglich für 
160 verschiedene Grazer Kinderbetreuungs- und Sozial-
einrichtungen schier aus allen Nähten. Mit dem Neubau 
der Küche Graz am neuen Standort in der Herrgottwies-
gasse nach modernen Standards und der Eröffnung 2026 
wird es künftig möglich sein, 15.000 Mahlzeiten täglich 
zuzubereiten – um 6.000 mehr als zuletzt – und damit 
den steigenden Anforderungen gerecht zu werden.
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Für die KPÖ ist es wichtig, dass die Stadt Graz als Dienst-
geberin auch weiterhin gute Arbeitsbedingungen und eine 
gerechte Entlohnung für ihre Beschäftigten garantiert. Dazu 
zählen gleiche Bezahlung für gleichwertige Arbeit und Auf-
stiegschancen für Frauen. Wir möchten auch weiterhin eine 
qualitätsvolle Ausbildung von Lehrlingen, geschützte Arbeits-
plätze für Menschen mit Behinderungen sowie eine gute 
Beschäftigung für Menschen aus anderen Herkunftsländern 
sicherstellen.

Das wurde bisher erreicht

	n Verbesserung der Arbeitsbedingungen für die Fahrer:in-
nen unserer Graz Linien durch zusätzliches Personal.

	n Beschäftigte in städtischen Kindergärten und Kinder-
krippen: Verbesserung des Gehaltsschemas, Personal-
aufstockung, Ausweitung der Vollzeitstellen

	n Gehaltsverbesserungen für die Beschäftigten in den 
stadteigenen Pflege-Einrichtungen

	n Gehaltsverbesserungen für Reinigungskräfte

	n Übernahme von Leiharbeitskräften in ein fixes 
Beschäftigungsverhältnis bei der Küche Graz

	n Bessere Einstiegsgehälter für Sozialarbeiter:innen in 
der Stadt Graz

	n Schwerarbeitspension für städtische Beschäftigte 
ermöglicht (z.B. bei der Feuerwehr und im Pflege-
bereich)

	n Einführung von Objektivierungsrichtlinien, die Partei-
buch- und Freunderlwirtschaft verhindern

	n Reduktion von Doppel-Geschäftsführungen in städti-
schen Eigenbetrieben und Beteiligungen

Graz gehört uns allen!

Kläranlage 
Gössendorf
Ende 2025 erfolgte der Spatenstich zur Erweiterung der 
Kläranlage Gössendorf. Die Kapazität wird bis 2029 von 
derzeit 500.000 auf 815.000 Einwohnerwerte erhöht 
und das Reinigungsvolumen wird um rund 32.000 Kubik-
meter erweitert.

Aus Sturzplatz 
wurde Ressour-
cenpark
Eröffnet im Oktober 2022, bietet der moderne 
Ressourcenpark nach Erweiterung und Ausbau des ehe-
maligen „Sturzplatzes“ auf einer Fläche von 20.000 m² 
Platz für ein modernes Abfallmanagement. Über 80 ver-
schiedene Abfallarten werden gesammelt, getrennt und 
teilweise recycelt. Den Kund:innen wird im Ressourcen-
park ein erleichterter Zugang zu umweltgerechter Ent-
sorgung geboten. Mit dem Energiewerk Graz ist die 
künftige thermische Verwertung von Reststoffen aus Müll, 
die nicht wieder aufbereitet werden können, geplant, um 
Fernwärme und Strom für Graz zu erzeugen.
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Viele Menschen erleben täglich: Der freie Markt schafft 
kein leistbares Wohnen. Löhne steigen nicht annähernd so 
rasant wie die Mieten. Immer mehr Menschen müssen bereits 
die Hälfte und mehr ihrer Einkommen für das Wohnen auf-
bringen.

In den Ballungszentren wird viel gebaut. Doch die Woh-
nungen sind zu einem großen Teil auf die Interessen von 
Spekulanten und Immobilienfirmen ausgerichtet, nicht auf 
die Bedürfnisse der Bevölkerung. Dass es auch anders geht, 
hat die KPÖ in Graz gezeigt. Seit Jahrzehnten setzt sie sich 
gegen überteuerte Mieten, für leistbaren Wohnraum sowie 
die Rechte der Mieterinnen und Mieter in unserer Stadt ein. 
Mit unserem kostenlosen Mieternotruf +43 316 717108 und 
den täglichen Beratungen kümmern wir uns seit mehr als 30 
Jahren um die Wohnsorgen der Grazerinnen und Grazer.

1.420 neue 
Gemeindewoh-
nungen in Graz
Durch den konsequenten Einsatz der KPÖ für den kom-
munalen Wohnbau in Graz wurden seit der Zuständigkeit 
von Elke Kahr 1.420 neue Gemeindewohnungen errichtet. 
Auch dem Ziel der KPÖ, Gemeindewohnungen verstärkt 
in Bezirken zu errichten, in denen es bisher noch keine 
oder kaum Gemeindewohnungen gegeben hat, ist man 
nähergekommen: So konnten auch in den Bezirken Gei-
dorf, Waltendorf, St. Peter, Puntigam und Mariatrost neue 
Gemeindewohnungen verwirklicht werden. 300 weitere 
Gemeindewohnungen sind derzeit in Umsetzung. Für 416 
Wohnungen sind Grundstücke gesichert.

Maklerprovision für 
Mieterinnen und 
Mieter abgeschafft!
Über Jahre setzte sich die KPÖ für die Abschaffung der 
Maklerprovision für Mieterinnen und Mieter ein. Tausen-
de Unterschriften wurden gesammelt und dem Nationalrat 
übergeben. Die jahrelangen Bemühungen und Kampagnen 
haben sich ausgezahlt:

Seit 2023 gilt bei Wohnungsvermietung das Bestellerprinzip: 
Wer den Makler beauftragt, zahlt; in der Regel ist das der 
Vermieter, weshalb Mieter oft keine Provision mehr zahlen 
müssen, es sei denn, sie beauftragen den Makler selbst für 
eine Wohnungssuche. Die Hürde der hohen Wohnungsein-
stiegskosten für Mieter:innen wurde abgemildert.

8



Wohnen darf nicht arm machen

Dort, wo sie politische Verantwortung trägt, unternimmt die 
KPÖ konkret etwas gegen diese besorgniserregende Ent-
wicklung.

Das hat die KPÖ erreicht

	n Mieten-Deckel für 4.500 stadteigene Gemeinde-
wohnungen. Die Mieten in den stadteigenen Woh-
nungen liegen ca. 40% unter jenen des freien Marktes.

	n Mietzinszuzahlung: Das Wohnungsamt der Stadt Graz 
garantiert, dass Mieter:innen einer von der Stadt Graz 
vergebenen Wohnung nicht mehr als ein Drittel des 
Haushaltseinkommens für Miete, Betriebskosten und 
Heizung bezahlen müssen.

	n Kautionsfonds: Für die Anmietung einer Wohnung auf 
dem privaten Grazer Wohnungsmarkt gewährt das 
Wohnungsamt einen Kautionsbeitrag von bis zu 1.000,- 
Euro.

	n Transparente Vergabe von unbefristeten Gemeinde-
wohnungen nach klaren Kriterien für alle.

	n Sicherstellung von geeigneten Grundstücken für den 
Neubau von bis zu 400 Gemeindewohnungen in die-
ser Periode

	n Über 4.000 Vergaben von Gemeindewohnungen für 
Grazer:innen seit 2021

	n 420 neue Gemeindewohnungen und 300 weitere in 
Fertigstellung seit 2022

	n Sanierung von 655 Gemeindewohnungen in der aktu-
ellen Gemeinderatsperiode (thermische Sanierungen, 
Balkonanbauten, Liftanbauten etc.)

	n Maßnahmen gegen Air-BnB-Wildwuchs
	n Anspruch auf eine Gemeindewohnung: Hauptwohn-

sitzdauer bzw. Arbeitsplatz in Graz wurde von fünf auf 
ein Jahr deutlich verkürzt

	n Neu geschaffene Wohnberatung des Sozialamts, die 
bei der Wohnungssuche hilft

Mietpreise in Schach halten

Nur ein umfassendes kommunales Wohnbauprogramm 
kann dem Geschäft mit der Wohnungsspekulation wirk-
sam begegnen. Ein ausreichendes Angebot an günstigen 
Wohnungen trägt dazu bei, auch die Mietpreise am privaten 
Wohnungsmarkt in Schach zu halten.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Leistbarer Wohnraum ist Daseinsvorsorge. Daher: Kein 
Verkauf städtischer Gemeindewohnungen, stattdessen:

	n Bevorratung und Ankauf von weiteren Grundstücken 
durch die Stadt

	n Fortsetzung des Wohnbauprogrammes für Gemeinde-
wohnungen 

	n Auch weiterhin keine automatischen Indexerhöhungen 
der Mieten bei Gemeindewohnungen

Erfolgsgeschichte 
Mietzuzahlung
Die Mietzinszuzahlung für Mieterinnen und Mieter von 
Gemeindewohnungen wurde 1997 auf Druck der KPÖ 
eingeführt. Damit sollte keine Familie mehr als ein Drittel 
des Netto-Einkommens für Miete und Betriebskosten aus-
geben. Diese Regelung wurde 2022 noch um die Heiz-
kosten erweitert. Diese Hilfestellung für Haushalte bzw. Fami-
lien mit geringem Haushaltseinkommen darf nicht gefährdet 
werden!

Erfolgsgeschichte 
Kautionsfonds
Der Kautionsfonds wurde in Graz 2010 von Elke Kahr ein-
geführt. Damit sollte allen geholfen werden, die sich die 
hohen Einstiegs- oder Umzugskosten nicht leisten können. Vor 
allem die Kaution, derzeit meistens drei Netto-Monatsmieten, 
ist für viele einfach zu teuer. Für die Anmietung einer Woh-
nung auf dem privaten Grazer Wohnungsmarkt gewährt das 
Wohnungsamt einen nicht rückzahlbaren Kautionsbeitrag 
von bis zu 1000,- Euro.

Auf Drängen der KPÖ wurde schließlich steiermarkweit ein 
Kautionsfonds eingeführt, der allerdings zurückgezahlt wer-
den muss.
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Bund und Land müssen handeln

Die Stadt Graz hat keine rechtlichen Möglichkeiten, auf das 
Mietrechtsgesetz und auf Mieten privat vermieteter (Neu-
bau) Wohnungen Einfluss zu nehmen. Diese Kompetenz 
liegt bei der Bundesregierung. Obergrenzen bei Mieten 
und unbefristete Mietverträge für alle Wohnungen sowie der 
Ausbau der Wohnbauförderungskontingente für Gemein-
nützige Wohnbauträger sind längst überfällig. Das Land 
Steiermark hat auch die Möglichkeit, über die Höhe und 
Ausweitung des Bezieher:innenkreises bei der Wohnbeihilfe 
das Wohnen leistbarer zu machen. Das alles passiert nicht.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Einführung eines einheitlichen Mietrechtsgesetzes
	n Gesetzliche Obergrenzen bei Mieten für alle Woh-

nungen
	n Ausweitung des Anwendungsbereiches des Mietrechts-

gesetzes
	n Befristete Wohnungsmietverträge nur noch in Aus-

nahmefällen
	n Verbot von Bürgschaften für den Abschluss eines Miet-

vertrages
	n Wegfall steuerlicher Begünstigungen für Anleger-

wohnungen
	n Alle Beschäftigten zahlen einen Wohnbauförderbei-

trag. Dieser muss für den sozialen Wohnbau zweck-
gewidmet werden statt wie bisher zum Stopfen von 
Budgetlöchern

	n Senkung der Energiepreise
	n Intensivierung des Gemeinnützigen Wohnbaus durch 

Erhöhung der Wohnbauförderkontingente
	n Beschränkung der Höhe von Kautionen (derzeit können 

bis zu fünf Monatsmieten verlangt werden)
	n Spürbare Erhöhung und sozial gerechte Gestaltung 

der Wohnunterstützung statt Kürzungen und Schikanen
	n Erhöhung der Förderung für Liftanlagen

Seit 1992 hilft der Mieternotruf der KPÖ bei allen Fragen 
rund ums Thema Wohnen. Wir überprüfen Mietverträge 
und Betriebskostenabrechnungen sowie die Rechtmäßigkeit 
und Höhe von Provisionen, wir beraten bei Schikanen durch 
Vermieter, Kündigungen und Räumungsklagen.

In all den Jahren haben wir schon viel erreicht. Nicht immer 
können wir helfen, doch in den meisten Fällen gelingt es, die 
Not zu lindern, Probleme zu verkleinern und brauchbare 
Ratschläge zu geben.

Die Rufnummer +43 316 717108 steht allen Grazerinnen 
und Grazern zur Verfügung.

	n Wenn bei privat errichteten Wohnhäusern Wohnbau-
fördermittel zum Einsatz kommen, muss ein Teil der 
neuen Wohnungen durch die Stadt vergeben werden 
können.

	n Wärme- bzw. Hitzeschutz: Schaffung eines gesetz-
lichen Anspruchs auf Nachrüstung bestimmter Wärme-
schutzmaßnahmen, wenn ein objektiver Überhitzungs-
standard überschritten wird, durch den Bund

	n Verbindliche Regelungen für Eigentümer und Hausver-
waltungen zur Nachrüstung von bestehenden Woh-
nungen mit außen liegendem Sonnenschutz

	n Anpassung des Grazer Altstadterhaltungsgesetzes 
durch das Land Steiermark, um Wärmeschutz-
maßnahmen, die das äußere Erscheinungsbild ver-
ändern (z.B. Außenjalousien) zu ermöglichen bzw. zu 
erleichtern.
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Teurer Strom 
muss nicht sein!
An den europäischen Strombörsen bestimmt das Prinzip 
der Merit Order die Höhe der Strompreise. Sie werden auf 
Basis der letzten, teuersten Kilowattstunde ermittelt, die zur 
Deckung der aktuellen Nachfrage gerade noch benötigt 
wird. Dieser Preis gilt dann für alle eingesetzten Kraftwerke 
gleich, unabhängig davon, wie günstig sie tatsächlich pro-
duzieren.

Deshalb hat der starke Anstieg der Gaspreise infolge der 
Invasion Russlands in die Ukraine 2022 zu einer Explosion 
der Strompreise geführt, denn günstige Erzeuger wie 
Wasserkraft, Wind und Photovoltaik stehen am Beginn, die 
vergleichsweise teuren Gaskraftwerke hingegen am Ende 
der Erzeugungskette.

Die Folge: Auch dort, wo der Strom überwiegend aus 
Wasserkraft oder anderen erneuerbaren Quellen stammt 
und sich die Erzeugungskosten gar nicht verändert haben, 
wurden dieselben, exorbitant hohen Energiepreise ver-
langt, was den Unternehmen leistungslose Einkommen, die 
sogenannten „Übergewinne“, beschert hat.

Eine „Übergewinnsteuer“ verfolgt das Prinzip, diese Über-
gewinne in Form von Steuern abzuschöpfen, um Entlastungs-
maßnahmen für die Bevölkerung zu finanzieren.

Die KPÖ setzt sich aber dafür ein, dass das Übel an der 
Wurzel gepackt und die Merit Order durch ein Strom-
pooling-System ersetzt wird, das dem Prinzip der Kosten-
wahrheit folgt. Die Strompreise in Österreich sollen auf Basis 
der realen durchschnittlichen Erzeugungskosten ermittelt 
werden. Sie wären dann dank der heimischen Wasserkraft 
wesentlich niedriger und stabil. 
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Zusammenleben ohne Ausgrenzung
Graz gehört uns allen. Wir möchten, dass unsere Stadt ein 
gutes Zuhause für alle Menschen ist, die hier leben. Uns 
verbindet das Ziel eines guten Lebens für alle Menschen in 
sozialer Sicherheit und einem Zusammenleben in Frieden, 
gegenseitigem Respekt, Toleranz und Solidarität.

Die großen Herausforderungen unserer Zeit werden wir 
nicht durch Ausgrenzung, sondern nur durch bestmögliche 
Einbindung und gesellschaftliche Teilhabe aller Menschen 
lösen können. Das funktioniert in Graz auch sehr gut.

Wer die Menschen gegeneinander ausspielen und spalten 
will, macht es jenen leicht, die über eine finanzstarke Lobby 
verfügen und es sich richten können. Ausgrenzungsformen 
jeder Art dienen einem Gesellschaftsmodell, das die Mehr-
heit für den Profit einiger weniger kleinhält.

Die KPÖ steht für ein respektvolles Zusammenleben ohne 
Diskriminierung aufgrund von sozialem Status, Herkunft, 
Nationalität, Hautfarbe, Geschlecht, Alter, Behinderung, 
Weltanschauung oder sexueller Orientierung. Für uns ist 
es wichtig, dass auf niemanden vergessen wird und dass 
alle Menschen in Frieden und Solidarität zusammenleben 
können.

Dafür steht die KPÖ

	n Maßnahmen für eine schnellere Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Qualifikationen, um eine passen-
de Beschäftigung zu finden.

	n Kommunales Wahlrecht muss auch für Drittstaatsan-
gehörige über 16 Jahren mit 3-jährigem Hauptwohn-
sitz in Graz gelten. Wer hier lebt und Steuern zahlt, soll 
auch mitreden dürfen.

	n Wir lehnen alle Formen von Fremdenfeindlich-
keit, Antisemitismus, Nationalismus und religiösem 
Fundamentalismus ab.

	n Erhalt und weiterer Ausbau kostenloser Deutschkurse 
für Kinder, Jugendliche und Erwachsene mit anderer 
Muttersprache

	n Erleichterungen und Senkung der Kosten für Staats-
bürgerschaft und Visa-Verlängerung

	n Faire Bedingungen für alle, die in Österreich leben: glei-
che Rechte, gleiche Pflichten im Arbeitsleben und bei 
sozialen Grundrechten

	n Kostenlose Rechtsberatungsstellen und Antidis-
kriminierungsstelle absichern, um die faktische Gleich-
stellung zu gewährleisten

Das hat die KPÖ erreicht

	n Deutschkurse massiv ausgebaut für Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene

	n Stärkung des Migrant:innenbeirats als Stimme aller Gra-
zer:innen ohne Wahlrecht

	n Stärkung und Ausbau von Anlauf- und Beratungsstellen 
(z.B. für Gesundheit, Integration, Recht, Gewaltschutz, 
Arbeitssuche usw.)

	n Integrationsworkshops für Grazer Schulen
	n Integrationsleitbild
	n Alle freiwilligen Leistungen der Stadt stehen allen in 

Graz Hauptwohnsitzgemeldeten zu.

Wer wohnt in Graz?
Von den 307.912 hauptwohnsitzgemeldeten Menschen in 
Graz (Stand 1.1.2026) sind etwa 30 % aus insgesamt 167 
anderen Ländern zugezogen, von ihnen etwa die Hälfte 
aus der EU, die andere Hälfte aus Drittstaaten. Die meis-
ten Zugezogenen kommen aus Kroatien (11.598), gefolgt 
von Rumänien (8.821), Deutschland (7.879), Bosnien und 
Herzegowina (7.703), Türkei (6.019) und Ungarn (4.517). 
54.341 Bewohner:innen von Graz sind jünger als 20 Jahre, 
182.050 sind zwischen 20 und 60 Jahre alt. 76 Personen 
sind älter als 100 Jahre. Die älteste in Graz wohnhafte Per-
son war zum 1.1.2026 108 Jahre alt.
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Für eine mobile Stadt

Sozial gerecht, umweltverträglich 

und für alle

Weit über 400.000 Menschen sind täglich im Ballungsraum 
Graz unterwegs, davon weit über 90.000 Einpendler:in-
nen. Um vom Wohnort sicher und in akzeptabler Zeit zum 
Arbeitsplatz oder zur Ausbildungsstätte zu kommen, braucht 
es eine Verkehrspolitik, die ökologisch und sozial verträglich 
ist. Mobilität kommt einem Grundbedürfnis gleich und muss 
allen Menschen zugänglich sein.

In einer dicht besiedelten Region wie dem Großraum 
Graz wird der Öffentliche Verkehr immer das Rückgrat 
des Verkehrssystems bilden. Gleichzeitig braucht es gute 
Bedingungen für alle, die zu Fuß oder mit dem Rad unter-
wegs sind. Es gibt aber auch eine Reihe von Gründen, warum 
viele nicht auf das Auto verzichten können.

Der Verkehr und seine Auswirkungen spielen eine wichtige 
Rolle in Fragen der Lebensqualität am Wohnort und der Auf-
enthaltsqualität im öffentlichen Raum. Gegenseitige Rück-
sichtnahme, Umsicht und Respekt erleichtern das Miteinander 
auf der Straße und bringen mehr Sicherheit, vor allem für die 
ungeschützten Verkehrsteilnehmer:innen.

Dafür steht die KPÖ

	n Eine gerechte Verteilung der Straßenflächen, Schaffung 
von mehr Aufenthaltsqualität im Straßenraum durch ver-
kehrsberuhigende Maßnahmen

	n Bevorrangung der Verkehrsmittel des Umweltverbundes 
(Fuß, Rad, ÖV) 

	n Parklösungen wie „Anwohnerparken“ und Sammel-
garagen für die lokale Bevölkerung

	n Bei ÖV-Infrastrukturprojekten ist die Mitfinanzierung 
von Bund und Land unabdingbar.

	n Förderung alternativer KFZ-Nutzungsformen wie Mikro-
ÖV/Sammeltaxi, Car-Sharing (t.i.m.) und Car-Pooling 
(Mitfahrgemeinschaften)

	n Ausbau verkehrsberuhigender Maßnahmen (Tempo 
30, Begegnungs- und Fußgängerzonen, Wohn- und 
Schulstraßen)

	n die Wiedereinführung des Fahrgastbeirates bei den 
Graz Linien (beratendes Gremium, bestehend aus ver-
schiedenen Nutzer:innengruppen) 

	n Ausbau des Park+Ride-Angebots

Straßen zum Leben 

Verkehrsberuhigung kann im Verein mit Begrünung und 
schattenspendenden Bäumen wesentlich zur Lebensquali-
tät in der Stadt beitragen. Viele Verbesserungen konnten 
bereits erzielt werden.

Auf das Auto wird auch künftig nicht völlig verzichtet werden 
können. In manchen Bereichen des täglichen Lebens, des 
Transports und der Zulieferung sowie in der Freizeitgestaltung 
wird es weiterhin eine Existenzberechtigung haben.

Ziel muss es aber sein, die Nutzung des Autoverkehrs schon 
allein aus Gründen des Platzbedarfs auf das notwendige 
Maß zu reduzieren. Die so gewonnenen Flächen sorgen für 
mehr Aufenthaltsqualität im Straßenraum und bieten den nöti-
gen Platz für Fuß-, Öffi- und Radverkehr sowie mehr Grün. 

Von der Jahreskarte 
zum Klimaticket 
Steiermark Graz
Die jahrelangen Bemühungen der KPÖ um günstige Öffi-
Tarife haben 2015 erstmals Früchte getragen – in Form der 
vergünstigten Grazer Jahreskarte. Dieses Zuzahlungsmodell 
hat sich bewährt und hat im März 2023 mit dem Klimaticket 
Steiermark seine Fortsetzung gefunden. 

Alle Grazer:innen mit Hauptwohnsitz erhalten seitdem einen 
Zuschuss von 100 Euro zu diesem Klimaticket. 33.000 Gra-
zer:innen haben zuletzt von dieser Zuzahlung profitiert (3,3 
Mio. Zuschuss durch die Stadt).
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Faktor E-Mobilität

Die Förderung von Antriebsarten ohne Emissionen (E-Autos, 
Wasserstoff) hat ihre Berechtigung, allerdings bleibt der 
Platzverbrauch gleich wie bei Fahrzeugen mit Verbrennungs-
motor. Nimmt man als Maßstab Ressourcenverbrauch 
und die Emissionsbilanz insgesamt, so wirkt der batterie-
elektrische Antrieb dann am besten, wenn er im leistungs-
intensiven Verkehr wie in Nahverkehrsbussen, Taxis oder 
Zustelldiensten zum Einsatz kommt. Dementsprechend 
wurde auch die Umrüstung der heute schon Großteils hyb-
rid betriebenen Busflotte der Holding Graz Linien auf voll 
elektrisch in Angriff genommen.

Parken braucht Platz

In Sachen Flächenverbrauch spielt nicht nur der fließende, 
sondern auch der ruhende Verkehr eine große Rolle. Dies 
ergibt sich allein aus dem Umstand, dass ein KFZ im Schnitt 
23 Stunden am Tag steht und nur eine Stunde in Betrieb ist. 
Das System der Parkraumbewirtschaftung (Blaue Kurzpark- 
und Grüne Zone) hat sich in Graz bewährt. Außerdem 
braucht es ausreichend Ladezonen und Behindertenpark-
plätze. Aktuell gibt es in der Innenstadt rund 3.600 öffent-
liche Tiefgaragenplätze. Pendler:innen brauchen wohnort-
nahe Park & Ride-Anlagen mit guter Öffi-Anbindung. Derzeit 
gibt es in Graz 10 Park+Ride-Anlagen.

Dafür steht die KPÖ

	n Ausweitung der Blauen und Grünen Zonen
	n Großes Augenmerk auf Erhaltung bzw. Schaffung neuer 

Ladezonen und Behindertenparkplätze
	n Ausbau von Park & Ride-Plätzen mit Schwerpunkt 

Wohnortnähe, insbesondere an S-Bahn-Knoten in 
den Regionen

	n Verstärkung des Angebotes an Park & Ride vor allem 
für Gäste mit Ziel Innenstadt, das in Kombination mit 
städtischen Öffis durch Kombitarife attraktiv ist.

 Für Sie erreicht

	n Erweiterung der Hochgarage beim Murpark
	n Anwohnerparken in Gebieten mit hohem Parkdruck ein-

geführt
	n zwei P & R-Plätze an der Steinbergstraße in Planung

Öffentlicher Verkehr – im 

Grunde gut versorgt

Herzstück des städtischen ÖV in Graz ist das Straßen-
bahnnetz, das durch ein gut ausgebautes Netz an Bus-
linien ergänzt wird. Im täglichen Betrieb ermöglichen rund 
1.200 Mitarbeiter:innen der Graz Linien die Beförderung 
von jährlich ca. 90 Mio. Öffi-Einsteiger:innen. Der Anteil der 
von Grazerinnen und Grazern mit den Öffis zurückgelegten 
Wegen ist von 17 % auf 22 % angestiegen.

Wichtige Weichenstellungen für den weiteren Straßenbahn-
ausbau wurden gesetzt:

	n die Linie 8 mit Ästen in den Südwesten und den Nord-
westen sowie 

	n die neue Linie 2, die das Uni-Viertel/LKH mit dem 
Hauptbahnhof verbinden soll.

Das duale System Straßenbahn-Bus hat noch viel Ent-
wicklungspotenzial. Dabei müssen Grazer Öffi-Angebo-
te und Regiobus- bzw. S-Bahn-Verbindungen optimal auf-
einander abgestimmt werden. 

Eine Durchbindung und zentrale Anknüpfung für den 
schienengebundenen Nahverkehr soll in Zukunft der S-Bahn-
Tunnel bringen: Gegenwärtig läuft unter Federführung der 
ÖBB mit Stadt und Land eine verkehrlich-technische Ana-
lyse, die die unterirdische Verbindung von steirischer Ost-
bahn (Ostbahnhof) über das Zentrum (Jakominiplatz) mit 
dem Hauptbahnhof sowie Süd- und Westbahn untersucht 
und vorbereitet.

Dafür steht die KPÖ

	n Attraktivierung des dualen Systems Straßenbahn-Bus im 
Zusammenspiel mit einer verstärkten S-Bahn

Neutorlinie, Ankauf 
von Straßenbahnen 
und Bussen
Ende 2025 wurde die Neutorlinie, eines der größten 
Schienen-Infrastrukturprojekte der vergangenen Jahre, 
eröffnet. Die neue zweigleisige Strecke verbindet den Jako-
miniplatz über die Neutorgasse mit der Annenstraße und 
entlastet damit die Herrengasse, die bereits ihre Kapazitäts-
grenzen erreicht hatte. Auch bei Veranstaltungen oder Sper-
ren in der Innenstadt bleibt nun ein durchgehender Straßen-
bahnbetrieb durch das Zentrum gewährleistet.

Der zweigleisige Ausbau der Linie 5 zwischen Zentral-
friedhof und Brauquartier wurde 2024 fertiggestellt, der 
zweigleisige Ausbau der Linie 1 Richtung Mariatrost 2025 
gestartet, der Planungsbeschluss für die Südwestlinie (Linie 
8) von Jakomini-Platz über Griesplatz, Citypark, Don Bosco 
bis nach Reininghaus wurde Ende 2025 gefasst.

Die Bus- und Bimflotte wird sukzessive modernisiert: 31 neue 
Straßenbahnen und 94 neue Hybrid-Busse wurden in der 
Gemeinderatsperiode 2021 bis 2026 angekauft.
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	n Besser getaktete Regio-Busse in die Umland-
gemeinden für einen attraktiveren Personennah-
verkehr

	n Durchbindung und zentrale Anknüpfung für den 
schienengebundenen Nahverkehr durch Bau eines 
S-Bahn-Tunnels

Leistbare Tarife

Tarifpolitik ist immer auch Sozialpolitik. Hohe Preise 
schließen Menschen von der Benützung des ÖV aus. 
Deshalb nimmt die Stadt Graz viel Geld in die Hand, 
um die vom steirischen Verkehrsverbund festgesetzten 
Tarife für die Grazer Bevölkerung zu stützen. 

Ausbau Remise 
und Werkstätten
Neue und längere Straßenbahnen und zusätzliche Busse 
für den öffentlichen Verkehr brauchen mehr Platz.

Mit der neuen Werkstätten- und Remiseninfrastruktur ent-
steht am Areal der Steyrergasse eines der wichtigsten Aus-
bauprojekte der Holding Graz in den kommenden Jahr-
zehnten. In Verbindung mit dem Ausbau der Remise 3 Alte 
Poststraße können in Zukunft in Summe bis zu 128 Straßen-
bahnen abgestellt und gewartet werden. Der Baustart ist 
Ende 2025 erfolgt.
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Dafür steht die KPÖ

	n Einführung eines kombinierten Klimatickets für die 
Koralmbahn-Pendler:innen

	n Abschaffung der Koppelung der Stunden- und Tages-
karten-Ermäßigung für Senior:innen an die ÖBB Vor-
teilscard senior (Forderung an: AG Verkehrsverbünde, 
Land, ÖBB)

Für Sie erreicht

	n Entlastung der Herrengasse durch die Neutorlinie und 
Schaffung zweier neuer Haltestellen (Andreas-Hofer-
Platz/Joanneumviertel, Bad zur Sonne/Stadtbiblio-
thek);

	n Die „Altstadt-Bim“ (+ 1 Station von Jakominiplatz und 
Hauptplatz) wurde mit der Eröffnung der Neutor-Linie 
ausgeweitet,

	n Neue Straßenbahnwagen „Flexity“: 31 Garnituren 
bestellt, Inbetriebnahme der ersten Garnituren im Mai 
2026, weitere in Planung.

	n Beschaffung und Inbetriebnahme vollelektrischer Solo- 
und Gelenksbusse eCitaro sowie sukzessive Umrüstung 
der gesamten Busflotte 

	n zweigleisiger Ausbau der Linie 5 mit Rasengleis 
vom Zentralfriedhof bis zum Brauquartier, Schaffung 
barrierefreier Aufzugsanlagen bei den Haltestellen 
Plachelhofstraße und Maut Puntigam. Zusätzlich wur-
den Lärmschutzwände, Geh- und Radwege errichtet 
und Bäume gepflanzt.

	n selektiver zweigleisiger Ausbau der Linie 1 Mariatrost 
mit dem Ziel weiterer Taktverdichtung

	n Installierung elektronischer Haltestelleninformationen 
(ca. 200)

	n Einbau von (bargeldlosen) Ticketautomaten in allen 
Bussen 

	n Errichtung zahlreicher zusätzlicher Wartehäuschen an 
Haltestellen (dzt. rund 800); fast immer mit Bankerln und 
oftmals mit Bäumen als Schattenspender

t.i.m. und flux: Lösung für die letzte Meile
Flux ist ein Sammeltaxi für jene Gebiete in Graz, die sonst 
nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreicht werden kön-
nen, z.B. das Bildungshaus Schloss St. Martin, die Platte 
oder der Fürstenstand am Plabutsch. Auch tim (täglich. intel-
ligent. mobil), ein Grazer Erfolgsmodell, soll dazu beitragen, 

Mobilität ohne (Zweit-)Auto einfacher zu machen: Das 2016 
eingeführte Sharing-System wird von den Holding Graz 
Linien betrieben und bietet fast 8.000 Mitgliedern in Graz 
an 35 Standorten verschiedene KFZ-Typen und Lastenräder 
an. Ein t.i.m.-Auto ersetzt 23 Neu- bzw. Ersatzanschaffungen.
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	n Folienbeklebung von Wartehäuschen zur Hitze-
dämpfung

	n Ausweitung des Bezieher:innenkreises beim günstigen 
Tarif für die Sozialcard Mobilität (Jahreskarte für städ-
tische Linien um 60 Euro) für Personen mit geringem 
Einkommen 

Das Fahrrad, das ideale 

Stadtverkehrsmittel

Graz ist eine radfahrfreundliche Stadt. Jeder fünfte Weg 
wird mit dem Fahrrad zurückgelegt. Die bestehende Rad-
infrastruktur bildet mit den Tempo-30-Straßen (mit rund 
800 km zwei Drittel des gesamten Straßennetzes) und 
rund 160 km Radverkehrsanlagen (Radwege, gemischte 
Geh-/Radwege, Radfahrstreifen, Mehrzweckstreifen und 
beschilderte Radrouten) sind eine solide Basis. Die stei-
genden Anforderungen (Lastenräder, E-Bikes, E-Scooter…) 
machen jedoch Anpassungen notwendig.

Stadt und Land arbeiten an der Umsetzung der 2019 
gemeinsam beschlossenen „Radoffensive 2030“.

Bei der Verbesserung der Radinfrastruktur wird darauf Wert 
gelegt, dass dies in getrennter Führung zu Gehsteigen erfolgt 
und das Radfahren in gemischten Bereichen, besonders in 
geöffneten Fußgängerzonen, nur unter besonderer Rück-
sichtnahme erlaubt ist. Das positive Radfahrklima wird 
durch moderne Abstellanlagen, Sicherheits-, Trainings- und 
Werbeaktionen ergänzt.

Dafür steht die KPÖ

	n Radoffensive 2030: Die 2019 vereinbarten Projekte 
mit dem Land Steiermark sind einzuhalten und mitzu-
finanzieren.

	n Die Umsetzung von Verkehrsberuhigungs- und 
Umgestaltungsmaßnahmen auf Straßen (straßen-
rechtliche Verfahren) dürfen vom Land rechtlich nicht 
behindert werden.

	n Ausbau und Modernisierung von Radabstellanlagen
	n Sicherheits- und Radfahrtrainings für ältere Menschen, 

Kinder und Jugendliche ausbauen
	n Einhaltung von Regeln und Vorschriften auf Radwegen 

durch Verstärkung der Fahrradpolizei sicherstellen
	n Radwege sollen den Rädern vorbehalten bleiben. Des-

halb sind gesetzliche Maßnahmen zur Einschränkung 
von schnell fahrenden elektrobetriebenen Zweirädern 
(Chopper, S-Pedelecs) zu treffen

Für Sie erreicht:

	n Ring-Radweg am Opern- und Joanneumring realisiert 
	n Neue Ost-West-Radverbindung Peter-Tunner-Gasse 
	n TU-Radverbindung, Teilstück Campus Inffeld – Wal-

tendorfer Gürtel;
	n Radweg Georgigasse, Schloßstraße - Göstinger Straße, 

Anschluss VS+AHS Schulschwestern, GIBS
	n Geh- und Radweg Sturzgasse - Puchstraße
	n Keplerstraße, Geh- und Radweg-Umbau Bahnhofgürtel 
– Marienplatz (Route Hauptbahnhof Uni)

	n Bahn-Unterführung Tiefentalweg Richtung Raaba mit 
ÖBB und Land

	n Landesprojekte: Geh- und Radweg Gradnerstraße –  
2.Teil, Triesterstraße (Brauquartier - Wagner-Jauregg-
Straße), Geh- und Radweg St. Peter und Liebenauer 
Gürtel 

	n Grazer Kinder-Radlbonus in der Höhe von 250,- Euro 
pro Kind

Graz geht immer

„Graz geht immer“ ist ein sehr optimistisch gewählter Slogan, 
tatsächlich aber hat sich die Zahl der zu Fuß zurückgelegten 

Wege in der Stadt stabilisiert und sogar leicht erhöht. Das 
Zu-Fuß-Gehen ist bekanntermaßen auch gut für die Gesund-
heit. Dennoch herrscht gerade in den Außenbezirken bei der 
Infrastruktur für Fußgänger:innen noch immer großer Auf-
holbedarf. Bei jeder Planung ist besonderes Augenmerk 
darauf zu legen, dass es zu keiner Verschlechterung für 
Fußgänger:innen kommt und dass, wo immer möglich, Ver-
besserungen erreicht werden. Ob die Anzahl der Zu-Fuß-
Gehenden noch erhöht werden kann, hängt von der Qualität 
und Sicherheit der Geh-Infrastruktur ab. Schutzwege, Geh-
steige, Durchwegungen, Barrierefreiheit, Begleitgrün und 
genügend Sitzgelegenheiten tragen dazu bei.

Dafür steht die KPÖ:

	n Ausbau von Gehsteigen und Haltestellen, vor allem in 
den Außenbezirken

	n Verbesserung/Sicherung von Schutzwegen und 
Errichtung von Mittelinseln

	n verstärkte Tempoüberwachung in den Tempo-30-
Gebieten

	n Gute Durchwegung bei allen Neubauprojekten
	n Bessere Beleuchtung, vor allem in Parkanlagen

Für Sie erreicht

	n Barrierefreie und taktile bzw. akustische Leitein-
richtungen sind bei fast allen Ampeln an Kreuzungen 
vorhanden und werden weiter ausgebaut

	n Die KPÖ hat sich immer sehr stark für das Aufstellen von 
Sitzbänken eingesetzt. In den letzten Jahren wurden in 
allen Bezirken zahlreiche Bankerl entlang von Geh-
wegen, auf Plätzen und in Parks aufgestellt.

	n Aktion „sicherer Schulweg“ des Straßenamtes mit 
Schülerlots:innen, Schulwegplänen, Elternhaltestellen, 
Einrichtung von Schulstraßen

	n Förderung des Schulwegs zu Fuß durch bewusstseins-
bildende Maßnahmen
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Viele Leute sind in ihrer materiellen Existenz bedroht. Das 
geht mit Verarmung, Verschuldung und sozialer Ausgrenzung 
einher. Bei immer mehr Menschen wächst die Angst vor 
dem Verlust des noch vorhandenen Arbeitsplatzes, vor dem 
Abrutschen an den gesellschaftlichen Rand und vor Alters-
armut.

Dem steht eine kleine Bevölkerungsschicht gegenüber, die 
immer reicher wird und über Millionen- oder Milliardenver-
mögen verfügt.

Teuerungen gefährden 

die soziale Teilhabe

Stark gestiegene Wohnkosten und Lebensmittelpreise, 
sehr hohe Heiz- und Stromkosten belasten alle Menschen. 
Dadurch verschärft sich die ohnehin bereits prekäre Lage für 
jene, die schon vor der Teuerungswelle schwer 
zu kämpfen hatten. 

Kürzungen an falscher Stelle

Bereits 2021 wurde die Mindestsicherung abgeschafft und 
durch die Sozialunterstützung ersetzt, um finanzielle Mittel 
einzusparen. Statt davor geltender Mindestsätze wurden 
„Höchstsätze“ eingeführt, die von den Bundesländern auch 
unterschritten werden dürfen. Diese Möglichkeit hat die FPÖ 
mit Unterstützung der ÖVP in der Steiermark jetzt ausgenützt 
und diesen Höchstsatz mit Beginn 2026 gekürzt. Das hat 
fatale Auswirkungen für alle Sozialunterstützungsbezieher:in-
nen in der Steiermark. 

Dieser Gesetzesänderung vorausgegangen ist eine Kam-
pagne, bei der die Betroffenen unter Generalverdacht 

gestellt wurden, das System auszunützen, die 
Arbeit zu verweigern und sich Leistungen zu 

erschleichen. Doch zwei Drittel der Bezie-
her:innen sind entweder Kinder, Men-

schen im Pensionsalter, behinderte 
oder kranke Menschen 

sowie Personen mit 

Betreuungspflichten, die gar nicht arbeiten könnten und 
daher auf Leistungen der öffentlichen Hand angewiesen 
sind. Besonders hoch fallen die Kürzungen für alleinstehende 
Personen, Alleinerziehende und Familien mit Kindern aus. 
Dabei hat die Armutskonferenz ausgerechnet, dass bundes-
weit Sozialhilfeausgaben in Österreich gerade einmal 0,4 
Prozent der gesamten Staatsausgaben ausmachen. Das 
wird gerne verschwiegen.

Verschärfend kommen Kürzungen und Verschlechterungen in 
den Bereichen Wohnunterstützung, Heizkostenzuschuss und 
bei bisher gesetzlich garantierten Leistungen (z.B. Hilfe beim 
Kauf einer Waschmaschine, Übernahme von Bestattungs-
kosten) durch die FPÖ-ÖVP-Regierung im Land hinzu.

Dafür steht die KPÖ

	n Eine Sozialunterstützung, die niemanden ausschließt, 
der sie braucht, Rücknahme des restriktiven Sozialunter-
stützungsgesetzes in der Steiermark

	n Eine Wohnunterstützung, die bei der Bewältigung der 
Wohnkosten wirksam hilft, niemanden ausschließt und 
jährlich an die Teuerung angepasst wird
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untergehen
Soziales darf nicht

	n Der Heizkostenzuschuss muss für alle mit niedrigem Ein-
kommen garantiert werden.

	n Amtliche Preisregelung bei Grundnahrungsmitteln und 
Energie

	n Unterstützung und Ausbau von Organisationen und Ein-
richtungen, die Integration, Ausbildung, Beratung und 
Bildung für benachteiligte Gruppen bereitstellen

	n Keine Delogierungen und keine Strom- und Heizungs-
abschaltungen in der kalten Jahreszeit

	n Beim Abschluss eines Stromliefervertrages darf keine 
Kaution verlangt werden

	n Grundgebührenbefreiung bei Radio, Fernsehen und 
Telefon auf Arbeitseinkommen ausweiten

	n Mehr Ressourcen für die Delogierungsprävention – 
Wohnschirm

	n Mehr vollzeitbetreutes Wohnen für psychisch erkrankte 
Menschen

	n Lebensmittel-Wegwerfverbot für Großhandel und 
Supermärkte, stattdessen sollen Lebensmittel gemein-
nützigen Organisationen gespendet werden.

	n Förderung von Nachbarschaftsküchen
	n Einrichtung einer Kantine, um günstige Mahlzeiten für 

bedürftige Grazer:innen anzubieten

Armut verhindern!

Weil immer mehr Menschen akut in Schwierigkeiten geraten, 
braucht es Maßnahmen, die Krisensituationen verhindern 
und rasch und unbürokratisch Hilfe anbieten können. Die 
KPÖ in Graz hat den Blick von unten auch in der Gesamt-
verantwortung bewahrt und vieles erreichen können.

Für Sie erreicht:

	n SozialCard Graz: Städtische Leistungen für Men-
schen mit niedrigen Gehältern, Bezügen und Pensio-
nen (Energiekostenzuschuss, Weihnachtsbeihilfe, Schul-
startgeld, kostenfreier Eintritt bei Kulturveranstaltungen, 
Öffi-Jahresticket um 60 Euro.

	n Kostenloser Reparaturdienst für Pensionist:innen mit 
SozialCard

	n Schaffung einer Erstberatungsstelle im Sozialamt – 
rasche und unbürokratische Hilfe bei Notlagen

	n Wohnberatungsstelle im Sozialamt eingerichtet. 
Beratung und Hilfe bei drohendem Wohnungsverlust 
oder Wohnungslosigkeit, Unterstützung und Begleitung 
bei der Wohnungssuche 

	n Taxikosten-Zuschuss für mobilitätseingeschränkte Men-
schen mit 

niedrigem Einkommen aufgewertet und verbessert 
(Scheckkartenformat, gültig auch in Graz-Umgebung)

	n „Graz hilft“-Fonds – rasche Unterstützung für alle Gra-
zer:innen in Notlagen

	n Energiehärtefonds für Kund:innen der Energie Graz bei 
Heizkosten- und Stromnachzahlungen bis zu je 400 
Euro

	n Schaffung eines städtischen Wohnhauses für junge 
Erwachsene in prekären Lebenslagen bis zu ihrer Sta-
bilisierung

	n Städtisches Frauen- und Männerwohnhaus umfassend 
saniert

	n Absicherung der Notschlafstellen und Wohnungslose-
neinrichtungen für rund 700 wohnungslose Menschen

	n Schaffung eines klimatisierten Tageszentrums (Bahn-
hofsmission) als kostenlose Anlaufstelle für Menschen 
im öffentlichen Raum, ausgestattet mit entsprechender 
Infrastruktur (Nasszellen, Waschmaschinen, Getränke)

	n Neubau der Küche Graz, wo künftig täglich bis zu 
15.000 kostengünstige Essensportionen für Grazer 
Kinderbetreuungs- und Sozialeinrichtungen gekocht 
werden können.

	n Anstellung von Sozialbegleiter:innen beim Sozialamt, 
um Menschen in schwierigen Lebenslagen im Alltag 
zu unterstützen 
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	n Sozialratgeber der KPÖ Graz – umfangreiches Nach-
schlagewerk mit wichtigen Informationen für Rat- und 
Hilfesuchende

Kinderarmut nicht hinnehmen!

Mehr als jedes fünfte Kind in der Steiermark wächst an 
oder unter der Armutsgrenze auf. Die drastischen Leistungs-
kürzungen auf Bundes- und Landesebene sowie die Teue-
rung haben die Situation für wirtschaftlich schwache Familien 
weiter verschärft, mit fatalen Auswirkungen auf die Kinder. 
Die Folgen von Kinderarmut reichen von eingeschränkten 
Bildungschancen und sozialen Nachteilen bis hin zu gesund-
heitlichen Problemen.

Dafür steht die KPÖ

	n Kein Kind darf in Armut aufwachsen! Für eine Kinder-
grundsicherung

	n Armut darf nicht über das Bildungssystem vererbt wer-
den

	n Ausbau von wohnortnahen kostenlosen Spiel-, Sport- 
und Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche

	n Leistungen für Kinder müssen sich am Bedarf orientieren, 
nicht am Einkommen der Eltern

	n Zuschüsse für Ferienaufenthalte für Kinder und Jugend-
liche erhöhen

	n Die Familienbeihilfe darf nicht zum Einkommen 
gerechnet werden, um einkommensschwachen Fami-
lien Beihilfen zu kürzen.

	n Wiederaufnahme der jährlichen Anpassung der 
Familienbeihilfe

	n Streichung von Rezeptgebühren und Selbstbehalten für 
Kinder und Jugendliche

Sicherheit und Vertrauen stärken

Nur eine soziale Stadt ist eine sichere Stadt. Menschen brau-
chen Perspektiven und ein solidarisches Umfeld. Dadurch 
kann die Sicherheit unserer Stadt am besten gewahrt blei-
ben. Soziale Probleme sind oft der Nährboden, auf dem 
Gewalt und Eigentumsdelikte gedeihen.

Wir haben das Leitbild einer Polizei und einer Justizwache, 
die den Menschen hilfsbereit zur Seite stehen. Ein gestärktes 
Vertrauen zwischen Bevölkerung und Exekutive hilft, Straf-
taten schon im Vorfeld zu verhindern.

Dafür steht die KPÖ

	n Prävention statt „Law-and-Order”-Politik
	n Es braucht gut ausgebildete und motivierte Polizist:in-

nen für den Dienst am Menschen statt private Security 
und „Hilfssheriffs“. Zusätzliches Personal ist notwendig. 

	n Mehr Augenmerk auf Siedlungsbetreuung und 
Nachbarschaftshilfe, um Konflikte im Wohnumfeld 
hintanzuhalten.

Verschlechterungen 
Sozial- und Wohn‑ 
unterstützung
Die FPÖ-ÖVP-Landesregierung rühmt sich, 2026 das 

„strengste Sozialhilfegesetz Österreichs“ eingeführt zu 
haben. Sozialunterstützungsempfänger:innen wird 
unterstellt, arbeitsunwillig zu sein, nie ins Sozialsystem 
eingezahlt zu haben (insbesondere Migrant:innen) 
bzw. Sozialmissbrauch zu betreiben. Die Leistungen 
für ALLE Bezieher:innen wurden grundsätzlich um 5% 
gekürzt, Zuschläge für Kinder und Wohnkosten wurden 
reduziert. Das trifft Alleinerzieher:innen, Menschen mit 
Behinderungen, alleinstehende bzw. ältere Personen 
und Kinder ganz besonders. Zwei Drittel aller Bezugs-
berechtigten können gar nicht arbeiten gehen (Perso-
nen im Pensionsalter, Kinder, Menschen mit Behinderung), 
37% sind Kinder (Stand: 2025). Damit wird den Schutz-
bedürftigsten unserer Gesellschaft die Lebensgrundlage 
entzogen, steigende Obdachlosigkeit droht. Die Stadt 
Graz muss gegensteuern, um das Schlimmste abzu-
wenden, und bleibt auf den Kosten sitzen.
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In Würde älter werden
Das Älterwerden betrifft uns alle. Die erfreuliche Tatsache, 
dass die Menschen in unserem Land immer älter werden, 
wird vielfach unter negativen Vorzeichen diskutiert und 
Generationen werden gegeneinander ausgespielt, um 
damit Sozial- und Pensionskürzungen zu rechtfertigen. Das 
ist entwürdigend. Obwohl viele Menschen ihr Leben lang 
gearbeitet haben, reicht ihre eigene Pension oft nicht zum 
Leben aus. 

Die Vorschläge der KPÖ

	n Keine weitere Erhöhung des Pensionsantrittsalters, 
Heranziehung der 15 einkommensstärksten Jahre als 
Grundlage für die Berechnung der Pension

	n Anhebung der Mindestpensionen über die Armuts-
grenze

	n Jährliche Pensionsanpassung zumindest in Höhe der 
Inflationsrate

	n Die Altersvorsorge darf nicht privaten Finanzmärkten 
überlassen werden

	n Auch im digitalen Zeitalter muss telefonische oder 
persönliche Kontaktaufnahme möglich bleiben, um 
Auskünfte oder Leistungen zu erhalten

	n Angebote der Grazer Senior:innen-Card ausweiten

Gemeinsam für ein gutes 

Leben im Alter

Die KPÖ setzt sich dafür ein, dass ältere Menschen ein 
selbstbestimmtes, aktives und würdevolles Leben führen kön-
nen. Deshalb ist es uns ein Anliegen, sie mit ihren Erfahrungen 
einzubinden und ihnen kostengünstige Angebote anzubieten.

Das haben wir erreicht

	n Das Senior:innenbüro bietet eine breite Palette an 
Serviceleistungen und Informationen, die ältere Men-
schen im Alltag unterstützen: 

Reiches Angebot an Veranstaltungen (z.B. Kurse, Aus-
flüge, Theater, Bewegung, Tanz, Vorträge) durch das 
Senior:innenreferat (teilweise kostenlos)

	n Leistbare Senior:innenwohnungen und Neubau von 
barrierefreien Wohnungen für ältere Menschen (Bei-
spiel Scheidtenbergergasse)

	n Vielfältige Angebote gegen Einsamkeit wohnortnah in 
unseren Stadtteil- und Nachbarschaftszentren

	n BUS UND BIM FÜR ALLE – Handbuch für Barriere-
freiheit 

	n Bessere Lesbarkeit bei Monitoren der Graz Linien
	n Erfolgsgeschichte „Digitale Teilhabe“ – kostenlose Digi-

talcafés in allen Grazer Bezirken, um den Umgang mit 
Handys, Tablets und Computern zu erlernen bzw. zu 
verbessern

	n Bei allen digitalen Services der Stadt Graz ist auch eine 
nicht digitale gleichwertige Möglichkeit sichergestellt 
(Parteienverkehr, telefonische Erreichbarkeit)
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Gesundheit und Pflege 
– für alle leistbar!

Errungenschaften, die 

Graz verändert haben

Seit 2017 trägt die KPÖ in Graz mit Stadtrat Robert Krotzer 
die Verantwortung für die Bereiche Gesundheit und Pflege. 
Er konnte Wichtiges umsetzen und zugleich zur Lösung von 
Problemen beitragen. Kommunale Gesundheitspolitik kann 
Gesellschaft verändern. Diese Projekte stehen beispielhaft 
dafür, was sozial orientierte Kommunalpolitik leisten kann – 
und warum sie verteidigt werden muss:

Das haben wir erreicht

	n Pflegedrehscheibe Graz: steiermarkweites Pionier-
modell für niederschwellige Pflegeberatung und 
-koordination, inzwischen Vorbild für andere Städte

	n Demenzfreundliche Stadt – Demenz-Wegweiser
	n Erhalt und Neugestaltung der Impfstelle sowie Aus-

weitung des Impfangebotes
	n Gesundheitsdrehscheibe – neu geschaffene kosten-

lose Stelle für Information, Beratung und Gesundheits-
förderung im Alltag

	n Anstellung pflegender Angehörige: Grazer Pilot-
projekt zur sozialen Absicherung von Menschen, die 
Familienmitglieder pflegen

	n Absicherung der Mindestpension in der Hauskranken-
pflege

	n Sicherung der drei Demenztageszentren in Graz
	n Community Nursing aufgebaut
	n Mobile sozialpsychiatrische Hilfe im Alter bei 

Demenz, Altersdepression etc. sowie Entlastungsdienst 
für Angehörige

	n Musik-Darbietungen in Pflegeheimen und Pflege-Kino 
für Beschäftigte (siehe Kasten)

	n Seelische Gesundheit: Wir stärken die psychosoziale 
Versorgung und tragen zur Enttabuisierung von psychi-

schen Erkrankungen bei, damit betroffene Menschen 
und Angehörige die Unterstützung erhalten, die sie 
brauchen.

	n MedMobil 1450 Graz: Ärztlicher Bereitschaftsdienst, 
der in Graz in der Nacht und am Wochenende Haus-
besuche durchführt.

Diese Beispiele sind das Ergebnis konsequenter Arbeit – 
und sie sind in Gefahr, wenn soziale Politik keine Mehrheit 
mehr hat.

Das Grazer Pflege-
modell, Vorbild für 
das ganze Land

„Niemand soll gezwungen sein, aus finanziellen Gründen 
in ein Heim zu gehen, weil er sich das tägliche Leben nicht 
mehr leisten kann, wenn er mobile Pflege voll bezahlen muss.“ 

– unter diesem Motto führte KPÖ-Stadtrat Robert Krotzer das 
„Grazer Pflegemodell“ ein.

So funktioniert es: Egal, in welchem Umfang jemand mobile 
Pflegedienste (Hauskrankenpflege, Pflegeassistenz oder 
Heimhilfe) in Anspruch nimmt, es bleibt jedenfalls die Höhe 
der Mindestpension für Miete und Lebensalltag.

Musik im Pflegeheim
Mit dem 2021 in Kooperation mit dem Sozialamt gestarteten 
Projekt „Musik im Pflegewohnheim“ kommen die Künstler:in-
nen direkt zu den Menschen. Mit vier bis fünf verschiedenen 
Musikergruppen finden unterschiedliche musikalische Dar-
bietungen in Grazer Pflegeheimen statt.

Musik sorgt für Abwechslung und bietet eine gute Gelegen-
heit, gemeinsam einen schönen Nachmittag zu verbringen. 
Besonders wenn man bei der Musikwahl auf die Biographie 
der einzelnen Personen eingeht, wirkt sie auf vielen Ebenen, 
denn Musik belebt und weckt Erinnerungen. Gerade im 
Alter kann Musik eine enorme Stütze sein und regelmäßig 
belegen Studien die therapeutische Wirkung, insbesondere 
bei Menschen mit Demenzerkrankungen.
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Weg in Graz fortsetzen

Graz hat gezeigt, wie viel man mit einer sozialen, solidari-
schen Kommunalpolitik im Gesundheits- und Pflegebereich 
erreichen kann. Doch diese Errungenschaften stehen auf 
dem Spiel. Wer bei Pflege, Prävention und Daseinsvorsorge 
spart, riskiert sozialen Rückschritt. Unsere Aufgabe ist es, das 
Erreichte zu verteidigen und auszubauen.

 Die Vorschläge der KPÖ für Graz:

	n Pflege- und Gesundheitsdrehscheibe als kostenlose, 
niederschwellige, wohnortnahe Anlaufstellen stärken

	n Umsetzung von Projekten zur Unterstützung bei Hitze
	n Anstellung pflegender Angehöriger mit Unterstützung 

des Landes Steiermark ausweiten, um familiäre Pflege-
arbeit besser abzusichern

	n Pflegeorientierungsmonat (Schnupperangebote für Inte-
ressierte, um neue Fachkräfte zu gewinnen) weiterführen

	n Mehr Angebote im Bereich der psychosozialen Ver-
sorgung

	n Selbsthilfeprojekte und Angebote für die seelische 
Gesundheit für Betroffene und Angehörige verstärken

	n Mehr Demenztageszentren
	n Ausweitung der Suchtprävention

Bund und Land müssen handeln

Gesundheit und Pflege sind Grundrechte aller Menschen 
und dürfen nicht vom Einkommen oder Vermögen abhängen. 
Wichtige lokale Schritte für die Gesundheitsversorgung 
konnten in Graz gesetzt werden, die in den nächsten Jah-
ren erweitert werden sollen. Aber: Die gesamtgesellschaft-
lichen Herausforderungen sind gewaltig: der Pflegenot-
stand, die Lücken in der psychosozialen Versorgung und 
die Überwindung der neoliberalen „Gesundheitspolitik“, 
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die auf Kosten von Patient:innen und Beschäftigten kürzen 
und privatisieren will.

Diese strukturellen Probleme liegen außerhalb kommu-
naler Zuständigkeit. Wir werden nicht müde, uns für Ver-
besserungen auf Bundes- und Landesebene einzusetzen.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Pflegekräfte und Ärzt:innen entlasten: faire Löhne und 
Arbeitszeiten, mehr Personal und Anhebung der Pflege-
schlüssel

	n Keine weiteren Schließungen von Krankenhäusern, 
Abteilungen und Stationen

	n Absicherung der Notfalltransporte und Ausbau der 
Krankentransporte

	n Psychotherapie auf Krankenschein für alle und Fort-
setzung von „Gesund aus der Krise“ für Kinder und 
Jugendliche

	n Ausbau von Kassenarztstellen und Primärversorgungs-
zentren

	n Versorgung mit Kurzzeitpflegeplätzen zur Entlastung 
pflegender Angehöriger

	n Schwangerschaftsabbruch als Kassenleistung – für 
selbstbestimmte Gesundheitsversorgung

	n Verbot von Energy Drinks für unter 14-Jährige (siehe 
Kasten)

	n Gesetzliche Regelungen für 24-Stunden-Betreuer:in-
nen und Qualitätsstandards, um private Anbieter in die 
Pflicht zu nehmen, Scheinselbstständigkeit abschaffen

	n Digitalisierung als Hilfsmittel und nicht, um schlechte 
Versorgung zu kaschieren oder zu ersetzen

	n Reform der Pflegegeldbegutachtung – faire Verfahren 
(z.B. bei Long-Covid-Patient:innen)

	n Keine weitere Privatisierung im Gesundheitsbereich
	n Bettenanzahl in der Kinder- und Jugendpsychiatrie 

erhöhen – keine Unterbringung in der Erwachsenen-
psychiatrie

Energy Drinks 
gehören nicht in 
Kinderhände
Energy Drinks enthalten neben großer Mengen Zucker 
auch zahlreiche schädliche Substanzen und vor allem jede 
Menge Koffein. Untersuchungen zeigen, dass übermäßiger 
Konsum von Energy Drinks die Funktion des Herzkreislauf-
systems negativ beeinflussen kann – mit möglichen Auffällig-
keiten des Herzrhythmus und Blutdruckerhöhungen bis hin 
zu Nierenversagen. Energy Drinks sind für unter 14-Jährige 
grundsätzlich ungeeignet. In mehreren europäischen Län-
dern gelten bereits Altersbeschränkungen oder Verkaufs-
verbote. Die KPÖ fordert, dass der Verkauf von Energy Drinks 
an Kinder bis 14 Jahre verboten wird.

	n Bezieher:innenkreis der Rezeptgebührenbefreiung aus-
weiten

	n Bedeutend höhere Zuzahlung bei medizinischen Heil-
behelfen und Hilfsmitteln (Hörgeräte, Prothesen, Brillen, 
Zähne, usw.)

	n Kein Selbstbehalt bei Spitalsaufenthalten und für mit-
versicherte Angehörige

	n Keine Bevorzugung von Klassen-Patient:innen bei OP-
Terminen

	n mobile Kranken- und Pflegedienste in ausreichendem 
Umfang sicherstellen

	n Selbsthilfegruppen finanziell absichern
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Kein Geschäft mit der Spielsucht! 

Heute leugnet niemand mehr, dass sie großen Schaden 
anrichtet: die Spielsucht. Jahr für Jahr treibt sie viele Men-
schen in den Ruin. Die meisten Spielsüchtigen sind hoch ver-
schuldet, Familien gehen in Brüche, Existenzen werden zer-
stört. Oft gleiten Betroffene auch in die Kriminalität ab, um 
verlorenes Geld wiederzubeschaffen. Während die Profite 
der Glücksspielkonzerne ständig wachsen, setzt die Politik 
keine wirksamen Maßnahmen. Seit Jahren setzt sich die 
KPÖ konsequent für ein Verbot des Kleinen Glücksspiels ein.

Das will die KPÖ

	n Verbot des Kleinen Glücksspiels, daher keine Neuver-
gabe von Lizenzen an Automatenkonzerne

	n Einführung einer verpflichtenden digitalen Spieler-ID 
und einheitlicher Sperrregister

	n Wirksame Maßnahmen gegen illegale Glücksspiel-
anbieter im Internet und internationale Strafverfolgung 
statt nachträgliche Legalisierung

	n Aufklärung Jugendlicher an steirischen Schulen – viele 
Spielsüchtige waren jünger als 18, als sie mit dem Spie-
len angefangen haben

	n Verbot von Werbung für Glücksspiel und Sportwetten
	n Annahme von Sponsorengeldern oder -leistungen durch 

Parteien und die öffentliche Hand verbieten
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Ein Leben ohne Barrieren 

Selbstbestimmung ermöglichen

Inklusion ist ein Menschenrecht. Nicht die Menschen müssen 
sich der Umgebung anpassen, sondern die Umgebung soll 
sich an den Bedürfnissen der Menschen orientieren.

Politik und Gesellschaft haben die Verpflichtung, Menschen 
mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben und gleich-
berechtigten Zugang zu allen lebensrelevanten Bereichen 
zu ermöglichen. Ohne Mitbestimmung keine Inklusion. Wir 
wollen, dass jeder Mensch von der Gesellschaft in seiner 
Individualität gefördert wird und die Möglichkeit hat, in vol-
lem Umfang an allen Teilbereichen des Lebens teilzunehmen.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Barrierefreie Gestaltung von öffentlichen Gebäuden, 
Straßen, Transportmitteln und Einrichtungen wie Schu-
len, Sportstätten, Veranstaltungsorten, medizinischen 
Einrichtungen und Arbeitsstätten.

	n Gebärdensprache, Brailleschrift und „Leichter-Lesen“-
Info-Blätter und Broschüren müssen selbstverständlich 
werden. Digitale Angebote müssen ebenfalls barriere-
frei gestaltet werden.

	n Betriebe müssen pro 25 Beschäftigte einen Menschen 
mit Behinderung anstellen. Die Stadt Graz erfüllt diese 
Bedingungen. Viele Firmen zahlen jedoch lieber die 
Ausgleichstaxe (2025: 335 Euro), als Menschen mit 
Behinderung eine Chance zu geben. Daher treten 
wir für eine Anhebung der Ausgleichstaxe auf einen 
branchenüblichen Kollektivvertragslohn ein.

	n Die Stadt leistet einen wichtigen Beitrag zu leistbarem 
und barrierefreiem Wohnen. Dadurch wird Menschen 
mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben in den 
eigenen vier Wänden ermöglicht. Dieser Weg muss 
weiter fortgesetzt werden.

	n Wir treten für ein inklusives Bildungssystem schon 
bei den Jüngsten ein. Ziel muss die Abschaffung von 
Sonderschulen sein.

	n Ausreichende Bereitstellung von Frühförderung bzw. 
Therapieangeboten

	n Teilhabe an der Gesellschaft muss ermöglicht werden. 
Mitbestimmung sowie inklusive Freizeit-, Sport- und 
Kulturangebote gehören verbessert.

	n Persönliche Assistenz und Leistungen zur Familienent-
lastung müssen gesichert bleiben.

	n Bereitstellung der Schulassistenz im notwendigen Aus-
maß, Erhöhung der Tagsätze

	n Erhöhung der Pflegegeldsätze zur Deckung der tat-
sächlichen Kosten

	n Pflegebedürftige sollen selbst entscheiden, wo sie Hilfe-
leistungen in Anspruch nehmen. Kein Ersatz von Pflege-
geldern durch Sachleistungen

Für Sie erreicht

	n Schaffung von barrierefreien und behindertengerechten 
Wohnungen bei allen neu errichteten Gemeinde-
wohnungen

	n Kontinuierliche Aufnahme von Frauen und Männern in 
geschützte Beschäftigungsverhältnisse bei der Stadt 
sowie Ausbildung von Lehrlingen mit Behinderungen

	n Regelmäßiger Austausch für Menschen mit 
Behinderungen auf der Grazer Murinsel („Murinsel-
gespräche“)

	n Behördliche Formulare der Stadt Graz in Einfacher 
Sprache

	n Einführung der „Stillen Stunde“ in Grazer Supermärkten 
für hochsensible und reizempfindliche Menschen

	n Anstellung eines Inklusionsbeauftragten bei der Stadt, 
um die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen 
bei allen Entscheidungen zu berücksichtigen
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Graz l(i)ebenswert erhalten
In der Vergangenheit wurde in vielen Teilen von Graz zu 
dicht und ohne Rücksicht auf die Wohnumgebung gebaut 

– Wohnraum, den sich kein Mensch leisten kann, Anleger-
wohnungen und Neubauten, die ganze Viertel verschandelt 
haben. Investoren und das schnelle Geld haben meist das 
Tempo bestimmt. Aus diesem Grund hat die KPÖ 2015 dem 
letzten umfassenden Flächenwidmungsplan, der regelt, was 
wo und wie passieren darf (z.B. Wohnen, Gewerbe, Grün-
raum), nicht in allen Teilen zugestimmt.

Das Baugesetz des Landes Steiermark, das auch für Graz 
gilt, steht in vielen Punkten unserem Ziel einer sozialen und 
ökologischen Stadtentwicklung, unter anderem auch dem 
Mitspracherecht der Anrainer:innen, entgegen. Trotzdem 
ist es seit 2021 gelungen, die rein profitorientierten Inter-
essen einiger Investoren durch konkrete Maßnahmen ein-
zuschränken. 

Dafür steht die KPÖ:

	n Temporäre Bauhemmungen in Gebieten mit akuter 
Überlastung und bereits zu stark verbauten Stadtteilen

	n Nachbar:innenrechte in Bauverfahren stärken – Ände-
rung im Landesgesetz notwendig!

	n Einführung eines städtischen Hochwasserschutz- und 
Hangwasserfonds

	n Ausweitung der Bebauungsplanpflicht auf weitere Gra-
zer Stadtteile

	n Mindest- und Höchstwerte bei der Bebauungsdichte 
müssen eingehalten werden.

	n In Bebauungsplänen muss ausreichender Grünraum 
vorgeschrieben werden

	n Bei Versiegelung von Grund und Boden müssen Aus-
gleichsmaßnahmen erfolgen: Baumpflanzungen, Grät-
zelparks, zweckgebundene Zahlung an die Stadt für 
Schaffung von Grünraum, Ersatzflächen für die All-
gemeinheit

	n Der Charakter der Grazer Stadtteile darf nicht durch 
gesichtslose Neubauten verloren gehen

Umsetzung braucht Schulterschluss

Viele Maßnahmen können wir auf städtischer Ebene treffen 
(mehr Bebauungspläne, strengere Vorgaben, Bürger:innen-
beteiligung, grüne Infrastruktur). Doch nicht alles liegt in der 
Hand der Stadt Graz. Daher braucht es Unterstützung durch 
das Land Steiermark.

Dafür steht die KPÖ

	n Einführung einer Versiegelungsabgabe für die 
Bebauung von Flächen

	n Anpassung des Raumordnungsgesetzes, um Infra-
strukturflächen besser zu sichern
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	n Gesetzliche Einführung einer Bauvollendungspflicht: 
Bauvorhaben müssen innerhalb einer angemessenen 
Frist (z.B. fünf Jahre) abgeschlossen werden.

	n Rechtliche Stärkung der Städte beim Flächenankauf 
(Vorkaufsrecht, Zweckbindung)

Flächenvorsorge ernst nehmen

Jeder weiß, dass es nicht egal ist, wem etwas gehört. In der 
Vergangenheit haben politisch Verantwortliche in Graz zu 
viel öffentliches Eigentum an Private verkauft. Grund und 
Boden, der uns heute fehlt. Diese jahrzehntelangen Feh-
ler lassen sich nicht mehr gutmachen. Deshalb ist es umso 
dringlicher, in unserer stark wachsenden Stadt genügend 
Flächenvorsorgen für städtische Infrastruktur, von Bildungsein-
richtungen, Gemeindewohnungen, Parkanlagen, Gesund-
heitseinrichtungen bis hin zu Gewerbeflächen, zu treffen. 
Dazu zählen auch Flächen für Energiegewinnung (PV-
Anlagen), Bus- und LKW-Abstellplätze, Pumpwerke für die 
Wasserversorgung, öffentliche Werkstätten und vieles mehr.

Dafür steht die KPÖ

	n Sicherung von Vorbehaltsflächen und fristgerechte 
Ankäufe notwendiger Grundstücke

	n Neben den geplanten PV-Anlagen am Flughafen und 
in der Kirschenallee Forcierung des Ausbaus von PV-
Anlagen auf Dächern und Fassaden, um Flächenver-
brauch am Boden zu minimieren

	n Kooperationen mit Umlandgemeinden (z.B. Energie-
parks im Speckgürtel, Abfallwirtschaft, Recycling)

	n Lärmschutzmaßnahmen und Mischnutzungen mit-
bedenken

	n Bürger:innenbeteiligung bei Standortentscheidungen

Unsere Altstadt schützen

Das kulturelle Erbe muss bewahrt werden. Zugleich muss in 
der Altstadt leistbarer Wohn- und Lebensraum erhalten blei-
ben. Graz soll weder zu einem reinen Büro- und Geschäfts-
viertel noch zu einem „Disneyland“ für Touristen werden.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Sicherung der historischen Bausubstanz und Schutz der 
Grazer Altstadt vor Profitinteressen der Immobilienlobby. 
Keine Verwässerung des Grazer Altstadterhaltungs-
gesetzes.

	n Kulturell wertvolle Gebäude müssen auch über die Alt-
stadt hinaus erfasst und geschützt werden.

Für Sie erreicht

	n Neues Stadtentwicklungskonzept: Fokus auf Umwelt 
und soziale Entwicklung einschließlich Grüngürtel als 
Maßnahme gegen Bodenversiegelung sowie Hoch-
wasserschutz

	n Beschluss eines verpflichtenden Grünflächenfaktors
	n Ausweitung der Bebauungsplanpflicht
	n Verbesserter Schutz der Altstadt durch eine aus-

gewogene Besetzung der Altstadtsachverständigen-
kommission: mehr Historiker:innen und Kunsthistoriker:in-
nen in die ASVK

	n Erhalt und Schutz von Vorgärten und Innenhöfen durch 
entsprechende stadtplanerische Maßnahmen gesichert

Grünflächenfaktor 
durchgesetzt
Der Grünflächenfaktor legt seit 2023 einen bestimmten 
Anteil an Grünfläche für jedes Bauvorhaben im gesamten 
Grazer Stadtgebiet fest. Als Beispiel: Zukünftig müssen 
auf Grundstücken mit Geschoßbauten 60 Prozent der 
Gesamtfläche oder bei Baugebieten im Grüngürtel 80 
Prozent unversiegelt sein.

Naherholungsge-
biet Lustbühel 
2022 hat die Stadt Graz beschlossen, das 35 Hektar 
große Areal rund um das Schloss Lustbühel nach 20 Jah-
ren wieder selbst zu bewirtschaften. Geboten werden ein 
Rundweg, Schaulandwirtschaft, alte Haustierrassen (wie 
das Murbodner Rind), Schafe, Ziegen und Esel, Kinder-
spielplatz, Hofladen, Buschenschank, ein Rodelhügel, 
Hofführungen und vieles mehr.
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Digitalisierung muss den 
Menschen dienen

 Unsere digitale Zukunft 

Digitalisierung muss den Menschen dienen – nicht der 
Kontrolle oder dem Profit. Die KPÖ Graz setzt sich für eine 
soziale, transparente und demokratisch kontrollierte digita-
le Transformation ein, die niemanden ausschließt und allen 
zugutekommt. Die digitalen technischen Möglichkeiten dür-
fen nicht zur Einschränkung der Demokratie genutzt werden.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Menschliche Beratung und persönliche Erreichbarkeit 
bleiben unverzichtbar. 

	n Internetzugang muss als Teil der Grundversorgung gel-
ten – wie Strom und Wasser. Eine Mindestkonnektivität 
auch bei Zahlungsrückständen muss sichergestellt wer-
den (Verbot der Abschaltung). 

	n Die Stadt Graz soll bei digitalen Lösungen weiterhin auf 
lokal gehostete Systeme setzen, solange diese sicher 
und wartbar sind.

Open Source & Open Data

	n Open Source: Bei allen Digitalisierungsprojekten der 
Stadt Graz soll geprüft werden, ob nicht quelloffene, 

für alle zugängliche Software (Open Source) sinn-
voller ist. Das verringert die Abhängigkeit von Software-
konzernen und kann auch helfen, bei Lizenzgebühren 
zu sparen.

	n Offene Daten: Bei der Veröffentlichung von im öffentli-
chen Bereich entstandenen Daten, die für die Allgemein-
heit von Interesse sind, hat es eine positive Entwicklung 
gegeben. Die Stadt soll weiterhin daran arbeiten, Daten 
einfach und transparent zur Verfügung zu stellen, von 
der Fahrplanauskunft über „kühle Orte“ an heißen 
Sommertagen bis zu Initiativen im Gemeinderat.

	n Weiters soll die Stadt Graz zivilgesellschaftliche Projek-
te dabei unterstützen, digitale Gemeingüter zu schaffen 
und zu pflegen, etwa in Form von Public-Commons-
Partnerships mit Vereinen wie mur.at oder info.graz.
social.

Künstliche Intelligenz (KI)

	n Keine Überwachung durch KI: Wir lehnen den Einsatz 
von KI zur Gesichtserkennung, Verhaltensanalyse oder 
Vorratsdatenspeicherung ab – auch in Pilotprojekten. 

	n Sämtliche für Entscheidungen eingesetzte Algorithmen 
müssen auf Diskriminierungsfreiheit geprüft werden. Wir 
wollen ethische Richtlinien für die Schaffung von Algo-
rithmen.

Für Sie erreicht

	n 2023 hat die Stadt Graz für ihre Mitarbeiter:innen eine 
eigene Richtlinie für eine verantwortungsvolle KI-Nut-
zung erstellt, die ständig an die aktuellen Bedürfnisse 
angepasst wird. Die Richtlinie schreibt Diskriminierungs-
freiheit, Eigenverantwortung und die Überprüfung aller 
künstlich erstellten Daten auf Verletzung des Urheber:in-
nenrechts, sensible Daten und Fehlinformationen vor. 

Soziale Medien & 

digitale Öffentlichkeit

	n Freie Plattformen fördern: Die KPÖ setzt sich für den 
Ausbau und die Unterstützung freier, nichtkommerzieller 
sozialer Medien ein.

	n Gegen Hass im Netz: Es braucht niederschwellige 
Anlaufstellen für Betroffene von digitaler Gewalt und 
Hassrede wie die in Graz entwickelte BanHate-App 
der Antidiskriminierungsstelle Steiermark. 

	n Bildung für alle Altersgruppen: Der Ausbau kosten-
loser und leicht zugänglicher Angebote zur Medien-
kompetenz für alle Bevölkerungsgruppen durch die 
Stadt muss fortgesetzt werden. 
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Digitale Barrierefreiheit

	n Analog bleibt notwendig: Bei allen digitalen Services 
der Stadt Graz muss immer auch eine nicht digita-
le, gleichwertige Möglichkeit sichergestellt werden. 
Persönliche Beratung und Erreichbarkeit darf nicht aus-
gelagert werden.

	n Barrierefreie Webauftritte: Alle Onlineangebote der 
Stadt Graz und ihrer Beteiligungen sollen bestmög-
lich den Anforderungen des Barrierefreiheitsgesetzes 
(BaFG) entsprechen und in einfacher Sprache verfüg-
bar sein. 

Grundrechte schützen

	n Überwachung von Telefonaten, Spyware und Online-
durchsuchung (Staatstrojaner) müssen verboten werden 
bzw. bleiben.

	n Das Recht auf Privatsphäre, sichere Kommunikation und 
Verschlüsselung muss gesetzlich verankert werden.

Für Sie erreicht

	n Beratung und Service der Stadt Graz: Alle Leistungen 
und Angebote können immer auch persönlich beantragt 
und in Anspruch genommen werden.

	n Die Online-Angebote der Stadt werden laufend im 
Sinne des Barrierefreiheitsgesetzes überprüft und ver-
bessert und sind auch in einfacher Sprache verfügbar.

	n Das Senior:innenreferat der Stadt Graz bietet flächen-
deckend in Stadtteil- und Nachbarschaftszentren 
kostenlose Schulung und Information zur Benutzung 
und Bedienung digitaler Geräte und Medien an

	n Re-Use: Ausgemusterte Geräte werden – sofern tech-
nisch möglich – für einen weiteren Lebenszyklus auf-
bereitet und sozialen Einrichtungen zur Verfügung 
gestellt.
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Für eine gesunde Umwelt

Sozial und ökologisch

Wenn nur Profite zählen, bleiben Umwelt und Menschen auf 
der Strecke. Gute Luft, sauberes Wasser, gesunde Lebens-
mittel, genügend Grün- und Bewegungsräume für alle und 
Artenvielfalt sind vielerorts nicht selbstverständlich. Der behut-
same Umgang mit unserer Natur und Umwelt liegt uns des-
halb besonders am Herzen.

Schutz von Natur und Grünraum

Die Stadt Graz hat das Glück, noch Grünflächen in ihrem 
Stadtgebiet zu haben. Sie sind ein wesentlicher Faktor für 
eine lebenswerte Stadt. Wir wollen unsere Grünräume und 

-flächen nicht nur erhalten, sondern durch umsichtige Schritte 
in allen Bezirken weiter stärken und ausbauen.

Dafür steht die KPÖ

	n Erhalt und Erweiterung von Grünflächen & ökologischen 
Freiräumen

	n Gewachsenen Boden (z.B. Ackerböden) erhalten und 
das Grundwasser schützen

	n Baumbestand erhalten und vergrößern

	n Artenvielfalt sichern durch Lebensraumschutz für Tiere 
& Pflanzen – Graz hat die größte Artenvielfalt aller 
europäischen Städte.

	n Schutz für Vorgärten & Innenhöfe
	n Entsiegelung von Asphaltflächen bei Supermärkten, 

Gewerbe & Wohnsiedlungen
	n Dach- und Fassadenbegrünungen an öffentlichen 

Gebäuden
	n Bei Baumpflanzungen der Stadt das Schwammstadt-

Konzept anwenden, überall, wo dies möglich ist
	n Grün- und Erholungsflächen, insbesondere in unterver-

sorgten Bezirken, durch Neuankäufe, Rückwidmungen 
und Vorbehaltsflächen schaffen

	n Rückbau ungenutzter Gewerbeflächen
	n Schutz des Schloßbergs vor kommerziellen Interessen
	n Einführung einer Bodenversiegelungsabgabe für Unter-

nehmen, die große Flächen bebauen sowie einer Stell-
platzabgabe für Einkaufszentren auf der „grünen Wiese“

	n Einführung einer Bauvollendungsfrist – Verfall nicht kon-
sumierter Baubewilligungen

Ernährung und Landwirtschaft

Graz ist mit 356 land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
die größte Bauerngemeinde der Steiermark. Unsere Land-
wirte beliefern uns mit wertvollen Lebensmitteln – ohne lange 
Lieferwege und -zeiten. 

Dafür steht die KPÖ

	n Lokale Produktions- und Vertriebsnetzwerke, wie 
Kooperativen und Bauernmärkte, müssen unterstützt 
werden

	n Schaffung weiterer Bauernmärkte in Graz
	n Besonderer Schutz für unsere bäuerlichen Betriebe
	n Stärkung der Partnerschaft zwischen unserer kommuna-

len Großküche „Küche Graz“ und der Landwirtschaft 
vor Ort

	n Landwirtschaftliche Nutzflächen dauerhaft vor Ver-
bauung schützen

Grazer Trinkwas-
ser sichern!
Die Stadt Graz bezieht rund ein Drittel ihres Trinkwassers 
aus den Brunnen in Friesach. In unmittelbarer Nähe in Stü-
bing wollen Verbund und Energie Steiermark ein Kraftwerk 
errichten. Das Grazer Trinkwasser darf nicht gefährdet wer-
den! Seine Sicherung muss als prioritäres öffentliches Inter-
esse behandelt werden. Dafür setzt sich die KPÖ ein. 
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Lebensgrundlagen sichern

Um den Erhalt unserer Umwelt und unserer Lebensqualität zu 
gewährleisten und den sparsamen Umgang mit Ressourcen 
zu fördern, ist es notwendig, sind der Schutz unseres Trink-
wassers, erneuerbare Energien, Verringerung der Luftver-
schmutzung, die Reduzierung von Abfällen und Lärm und 
andere klimafreundliche Maßnahmen notwendig.

Dafür steht die KPÖ

	n Umstieg auf erneuerbare Energien (z.B. Photovoltaik)
	n CO2-neutrales Bauen im öffentlichen Bereich fortsetzen 

( z.B. Gemeindewohnungen, Kinderbetreuungsein-
richtungen)

	n CO2-Ausstoß der Industrie senken
	n Maßnahmen gegen Lärmemissionen bei Großveran-

staltungen verbessern
	n Lichtverschmutzung minimieren (gesetzliche Maß-

nahmen anstreben)
	n Konsequente Reduktion von Treibhausgasen
	n Kreislaufwirtschaft stärken, Abfallvermeidung forcieren
	n Umsichtige Stadtplanung, um Konfliktzonen (Gewerbe 
– Wohnen, Verkehr – Wohnen) zu minimieren

	n Förderung von Lärmschutzfenstern, Errichtung von Lärm-
schutzwänden

	n Ausbauoffensive beim öffentlichen Verkehr und bei der 
Fernwärme fortsetzen (weniger Feinstaub, Lärm…)

	n Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene
	n Wohnortnahe Versorgung (Geschäfte, Post, Ärzte)

Klimawandel – Folgen abfedern

Der gewissenlose Raubbau an unseren Ressourcen und die 
Profitgier führen zu unermesslichem Reichtum einiger weniger, 
entzieht aber zugleich Millionen von Menschen weltweit 

die Lebensgrundlage. Kriege, Migrationsströme, Verödung 
riesiger Landstriche sind die Folgen.

Temperaturrekorde und extreme Wetterereignisse nehmen 
zu. In den Städten wird die sommerliche Hitze besonders 
unerträglich. Das spüren wir auch in Graz.

Auf regionaler Ebene lässt sich diese Entwicklung kaum ein-
dämmen. Daher müssen wir uns so gut es geht gegen die 
Folgen des Klimawandels wappnen und geeignete Strate-
gien entwickeln.

Dafür steht die KPÖ:

	n Bäche, Teiche, Springbrunnen und Wasserspielplätze 
verbessern das Kleinklima und sollen, wo möglich, in 
allen Bezirken eingebunden werden

	n Trinkbrunnen-Offensive fortsetzen
	n Regenwassernutzung (WC-Spülung, Waschmaschine, 

Dusche) fördern
	n Erhalt unserer Bäume und Wälder, Neupflanzungen, 

Erweiterung von Parks und Grünflächen
	n Mehr Orte der Abkühlung („Coole Räume“) anbieten, 

wie beispielsweise das klimatisierte Tageszentrum am 
Bahnhof; klimatisierte Räume in allen Stadtteilen zur 
Verfügung stellen

	n Baumpflanzungen in Schulhöfen fortsetzen
	n Hitzeschutzmaßnahmen im Rahmen von Sanierungen 

öffentlicher Gebäude fortsetzen

Energiewerk und 
Klärschlammver-
wertung auf den 
Weg gebracht
2029/30 wird das neue Energiewerk in Betrieb gehen. Im 
Energiewerk wird Müll, der nicht mehr recyclingfähig ist, ver-
brannt und so Energie gewonnen. Damit können 23.000 
zusätzliche Haushalte mit Fernwärme versorgt werden (ent-
spricht 20 % des Grazer Fernwärme-Bedarfs). Der CO₂-
Ausstoß von 9000 Lkw-Fahrten im Stadtgebiet, die vor-
her für den Abtransport des Mülls notwendig waren, fällt 
ebenfalls weg.

Ab 2029 wird auch der in der Kläranlage Gössendorf 
anfallende Klärschlamm energetisch genutzt. Das dient der 
Versorgung weiterer 7.000 Haushalte mit Fernwärme und 
senkt darüber hinaus die Klärschlammverwertungskosten.

Gerade in Krisenzeiten zeigt sich, wie wichtig es ist, dass 
Graz zumindest einen Teil der Energie, die verbraucht wird, 
selbst erzeugen kann und damit die Abhängigkeit von Gas-
lieferungen sinkt.
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Für Sie erreicht

	n Verpflichtender Grünflächenfaktor eingeführt: Mindest-
begrünungen bei neuen Bauprojekten

	n Sachprogramm „Grazer Bäche 2024“ mit konkre-
tem Zeitplan (Rückhaltebecken, Uferaufwertung) 
beschlossen

	n Entsiegelungs-Förderungen beschlossen
	n Förderung und Beratung bei der Begrünung von Fas-

saden und Dächern
	n Einführung von Baumpatenschaften
	n Klimaschutzplan beschlossen
	n Hitzeaktionsplan beschlossen – kühle Räume an Hitze-

tagen
	n Grazer Baumschutzverordnung verbessert (neue, hitze-

unempfindlichere Baumsorten, mehr Ersatzpflanzungen)
	n PV-Ausbau auf städtischen Dächern und versiegelten 

Flächen
	n Reserveflächen für weitere Kleingartenanlagen 

gesichert
	n Sukzessive Umstellung der ÖV-Flotte und des städti-

schen Fuhrparks auf Elektromobilität
	n Neupflanzung von über 2.500 Bäumen im Grazer 

Stadtgebiet
	n Ankauf einer Waldfläche – Graz bewirtschaftet ins-

gesamt 627 Hektar Wald 
	n Förderung bei der Errichtung von Regenwasser-

nutzungsanlagen

Bund und Land gefordert

Nicht alles kann die Stadt selbst bestimmen, wenn es um den 
Schutz der Umwelt und die Eindämmung des Klimawandels 
geht. In wichtigen Bereichen sind wir darauf angewiesen, 
dass Bund und Land geeignete Voraussetzungen dafür 
schaffen.

Wildblumen für 
daheim – Balsam 
für die Seele
Seit sieben Jahren führt der KPÖ-Gemeinderatsklub in 
Zusammenarbeit mit dem Verein „Blühen & Summen” und 
Pro Mente Steiermark alljährlich im Frühling die Verteilung 
von Gratis-Blumenkisterln mit Wildblumen durch. Die Wild-
blumenaktion soll möglichst vielen Menschen Freude an 
der Schönheit und Vielfalt heimischer Kräuter und Blumen 
machen und sie ermutigen, in ihrem Zuhause wieder mehr 
Natur zuzulassen.

Tierschutz nützt uns allen!

Tierschutz ist ein wichtiges Thema in unserer Gesellschaft. 
Beim Tierschutz geht es nicht nur um das Wohl der Tiere, 
es geht auch um Menschen und Umwelt. „Der Blick in den 
Stall ist der Blick in die Gesellschaft.“ Der hemmungslose 
Freihandel und die Jagd nach Profiten mit wirtschaftlich ver-
wertbaren Tieren führen zu gesteigertem Tierleid. 

Diese Entwicklungen dienen nur großen Tierfabriken und 
Lebensmittelkonzernen. Tiere und Menschen bleiben ebenso 
auf der Strecke wie die Umwelt. Landwirtschaftliche Betriebe, 
denen das Wohl der Tiere ein Anliegen ist, können nicht 
mithalten. 

Die KPÖ tritt für die Unterstützung regionaler Nahrungs-
mittelproduktion unter Einhaltung tier- und umweltfreundlicher 
Normen ein. Davon würden alle profitieren.

Dafür setzt sich die KPÖ ein:

	n Strengere Kontrollen bei Tiertransporten und in der Tier-
haltung

	n Schutzmechanismen gegen internationale Billigimporte, 
die die tierfreundlichen regionalen Betriebe schwächen

	n Das Verbot von Vollspaltböden in der Schweinehaltung 
ist ein wichtiger Schritt, es sollte aber schneller realisiert 
werden (Beschlusslage derzeit: 2034, in einigen Fäl-
len mit Übergangsfristen bis 2038) und auch für die 
Rinderhaltung gelten

	n Agrarsubventionen neugestalten: nicht mehr nach 
Größe, sondern tierwohlorientiert, regional und bio-
logisch 

	n Ausreichende Unterstützung und weitere Absicherung 
für Tierheime

	n Schutz der Artenvielfalt: Lebensräume für Tiere und 
Pflanzen müssen stärker erhalten und wirkungsvoll 
gesichert werden (z.B. durch Blühwiesen, Brutkästen, 
Bienenstöcke etc.).

Tiertafel „Lenny-
markt“
Seit 2022 findet im Volkshaus einmal monatlich die Tiertafel 
Lennymarkt statt – ins Leben gerufen von KPÖ-Gemeinde-
rätin Daniela Gamsjäger-Katzensteiner. Durch die Teuerung 
steigen auch die Preise für Tierfutter. Menschen mit gerin-
gem Einkommen tun sich schwer, für ihre treuen Begleiter 
zu sorgen. Da hilft der Lennymarkt aus. Pro Termin kommen 
hunderte Personen und so werden viele Tonnen Tierfutter 
im Jahr verteilt.
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	n Besonderer Schutz von naturnahen Vorgärten in der 
Stadtplanung, um die Biodiversität in der Stadt zu 
sichern.

	n „Tierfreundliche Gastronomie“-Label entwickeln – 
Betriebe, die bestimmte Kriterien erfüllen, sollen mit 
einem Tierwohlsiegel ausgezeichnet werden

Erholungs- und 
Parkanlagen für Graz
25.000 m2 neue Parkflächen in Jakomini und Lend, davon 
allein 9.800 m2 auf dem Areal der ehemaligen Kirchner-
kaserne sowie der neue Smart City Park und ein Park in der 
Flurgasse. Saniert wurden bzw. werden Volksgarten, Meta-
hofpark, Fröbelpark, Gertie-Pakesch-Kaan-Park, Anna-
Cadia-Park, Nikolaus-Harnoncourt-Park, alle im Bezirk Lend

Weitere Parkanlagen für die Grazer Bevölkerung errichtet 
oder saniert:

	n Puntigam: vier kleine Bezirksparks
	n Straßgang: Martha-Stadler-Park
	n Andritz: Dagmar-Grage-Park
	n Eggenberg: Grete-Schurz-Park, Reininghauspark

Zusätzlich wurden im Flächenwidmungsplan Vorbehalts-
flächen definiert. Diese Flächen müssen Eigentümer zuerst 
der Stadt anbieten, wenn sie die betreffenden Grundstücke 
verkaufen wollen.
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Bildung als Weg zur 
persönlichen Entfaltung

Gute Bildung von Anfang an

Kindergärten und Kinderkrippen sind keine Aufbewahrungs-
stätten für Kleinkinder, sondern die ersten Bausteine auf dem 
Bildungsweg. Eine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung 
von Anfang an ist daher auch ein elementarer Beitrag zur 
Kinderbildung.

Große Kindergruppen, ein Mangel an Fachpersonal, kaum 
Vorbereitungszeit auf den Kinderdienst und bürokratische 
Tätigkeiten sowie zu wenig Geld gehen auf Kosten der 
Zukunft unserer Kinder und des gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Deshalb müssen sich die Bedingungen ändern. Die 
Zukunft unserer Kinder, aber auch die Gegenwart der Eltern 
und Betreuenden muss der Gesellschaft etwas wert sein!

Dafür steht die KPÖ:

	n Überarbeitung der Sozialstaffel bei den Kinder-
betreuungsbeiträgen – Familien mit geringen und mitt-
leren Einkommen sollen weniger bezahlen

	n Rechtsanspruch auf kostenlose ganztägige Kinder-
betreuung als erklärtes Ziel

	n Zweites verpflichtendes Kindergartenjahr
	n Weniger Verwaltungsaufwand für die Beschäftigten in 

der Elementarbildung – mehr Zeit für Kinder!

	n Mehr Personal für Kinder mit Bildungsdefiziten, damit 
diese nicht von Anfang an mit schlechteren Bedingungen 
ihre Schullaufbahn beginnen müssen

	n Assistenzen in Kindergärten und Schulen sowie Ange-
bote bei der integrativen Zusatzbetreuung verbessern

Das haben wir erreicht

	n Kleinere Kindergartengruppen (schrittweise Reduktion 
von 25 auf – derzeit – 22)

	n Neues Gehaltsschema für Elementarpädagog:innen – 
Personalnotstand konnte so überwunden werden

	n Mehr Personal in städtischen Kindergärten und Kinder-
krippen – 101 zusätzliche Vollzeitstellen

	n 10 neue Kinderkrippen- und 19 Kindergartengruppen 
ins Tarifsystem aufgenommen

	n Bessere Anerkennung von Vordienstzeiten
	n Erhöhung des Beschäftigungsausmaßes von Kinder-

gartenpädagog:innen und -betreuer:innen auf eige-
nen Wunsch

	n Prämie von 1.000 Euro für städtische Kinderbetreu-
er:innen 2023

	n Das Budget der Bildungsabteilung wurde in fünf Jahren 
um 55 % aufgestockt.

Schule als Gemeinschaft

Der Weg zu einer gerechten und solidarischen Gemein-
schaft führt über die Schule. Die Schule soll ein sicherer Ort 
für die Entwicklung und Entfaltung der Heranwachsenden 
sein. Sie soll nicht nur Wissen, sondern auch die Freude am 
Lernen und am sozialen Miteinander vermitteln.

Der Unterricht in überfüllten Klassenräumen und Leistungs-
druck führen dazu, dass der Schulalltag von Lehrenden und 
Schüler:innen als unangenehm empfunden wird. Um den 
Schulerfolg ihrer Kinder zu gewährleisten, sehen Eltern oft 

Schulen und 
Kindergärten als 
handyfreie Zone
Es ist mittlerweile unumstritten, dass die intensive Nutzung 
von Handys sich negativ auf die geistige und psychische Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen auswirkt. Deshalb 
führt für uns kein Weg daran vorbei, dass der Gebrauch von 
Handys in allen Kindergärten und Schulen gesetzlich unter-
sagt werden muss. Ausnahmen kann es nur dort geben, wo 
das Handy zu Unterrichtszwecken oder zur Unterstützung 
der Barrierefreiheit bei Kindern mit Behinderungen dient.
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keinen anderen Ausweg, als in teure Nachhilfestunden zu 
investieren. Das müsste nicht so sein.

Für uns ist jedes Kind gleich viel wert, unabhängig von 
sozialen und ökonomischen Verhältnissen oder individu-
ellem Unterstützungsbedarf. Kinder dürfen nicht bereits in 
der Schule Ausschluss erfahren. Gemeinsames Lernen und 
Zugang zu hochwertiger Schulbildung ist pädagogisch wert-
voll und stärkt die soziale Kompetenz. Aus Sicht der KPÖ 
kann diesem Ziel nur eine Gesamtschule gerecht werden.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Chancengleichheit für alle Schüler:innen – unabhängig 
von Herkunft und ökonomischem Status oder 
Behinderung

	n Einführung der gemeinsamen Schule für alle bis 14 
(Gesamtschule)

	n verschränkte Ganztagsschulen ausbauen
	n Kostenlose und mehrjährig verwendbare Lehrmittel
	n Flächendeckende bedarfsgerechte Nachmittags-

betreuung für schulpflichtige Kinder
	n Förderung bei Lernschwächen, wie etwa Legasthenie 

und Dyskalkulie, gratis am Schulort
	n Schulpsycholog:innen und Schulsozialarbeiter:innen für 

jeden Schulstandort
	n Gemeinsames Lernen statt Konkurrenzdruck
	n Mehr inhaltliche Entscheidungskompetenz für Päda-

gog:innen und Psycholog:innen gegenüber der 
Bildungsdirektion

	n Keine Privatisierung von Schulen
	n Wiedereinführung der Sprengel-Regelung, um eine 

bessere Durchmischung zu erreichen
	n Ethik und Friedenserziehung als fächerübergreifendes 

Modell

	n Schaffung von Sozial- und Ruheräumen an allen Schul-
standorten

	n Absicherung kostengünstiger und qualitätsvoller Freizeit-
betreuung in den Ferien für alle Schüler:innen

	n Hitzepläne für alle Bildungsstätten
	n Bezahlte Weiterbildung und regelmäßige Super-

visionen für das Bildungspersonal
	n Akustikinitiative für Bildungsstätten (schalldämmende 

Maßnahmen in Kindergärten und Schulen zur Lärm-
verringerung)

	n Medienkompetenz für Schüler:innen stärken
	n Schüler:innenparlamente stärken
	n Assistenzen in den Kindergärten und Schulen für jedes 

Kind, das sie benötigt

Das haben wir erreicht

	n Offenes Rathaus für Kinder und Jugendliche – Einladung 
von Schulklassen aus allen Grazer Bezirken ins Rathaus

	n Aus- und Neubau von Jugendzentren 

Mehr Mitbestimmung

Kinder und Jugendliche sehen die Welt mit anderen Augen 
und haben oft einen sehr sensiblen Blick auf Dinge, die für ein 
besseres Zusammenleben sinnvoll und nützlich sind. Daher ist 
es wichtig, ihre Meinung zu hören und ihnen Möglichkeiten 
zur Mitbestimmung zu geben. Ob es um Kultur, Sport, Nah-
verkehr oder Freizeitmöglichkeiten geht: Junge Menschen 
sollten mitreden und mitgestalten können. Deshalb ist es für 
uns von grundlegender Bedeutung, die Kinder- und Jugend-
parlamente abzusichern und zu stärken. Demokratie- und 
Friedenserziehung müssen in dem Umfeld, wo Kinder und 
Jugendliche sich bewegen, fixer Bildungsauftrag sein.

Neue Schulen für 
unsere Kinder
Seit 2022 wurden Beschlüsse in Höhe von 118 Millionen 
Euro für Neubauten und Sanierungen von Schulgebäuden 
nach höchsten Standards und für optimale Lehr- und Lern-
bedingungen in Graz gefasst.

	n Neubau der Volksschule Reininghaus
	n Umfassender Neuausbau der Mittelschule und PTS 

Puntigam
	n Neubau der Mittelschule und PTS Smart City
	n Sanierung der Mittelschule Fröbelpark
	n Sanierung Volks- und Mittelschule St. Leonhard

In Planung: Schulausbau der Mittelschule Dr. Renner in Lie-
benau, Schulcampus Volksschule Bertha von Suttner und 
Mittelschule Albert Schweitzer in Gries, neue Sportmittel-
schule Algersdorf in Eggenberg und Mittelschule Straßgang
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Hochschulen ohne soziale Hürden

Graz ist eine echte Studentenstadt mit vier Universitäten, zwei 
Fachhochschulen, zwei Pädagogischen Hochschulen und 
mehreren renommierten Forschungszentren. Rund 63.000 
Studierende leben und studieren in unserer Stadt – das ist fast 
ein Fünftel der Stadtbevölkerung! Die meisten Studierenden 
leben gerne in Graz und betreiben ihr Studium mit großem 
Engagement. Die „freie Hochschule“ gibt es allerdings schon 
lange nicht mehr. Der Zugang wurde durch Beschränkung 
der Anzahl an Studienplätzen und Aufnahmetests, die oft 
nur nach der Belegung teurer Vorbereitungskurse schaffbar 
sind, erschwert. Viele Student:innen müssen arbeiten, um sich 
ihr Studium überhaupt erst leisten zu können.

Strikte Studienpläne nach dem Bologna-System machen 
es aber beinahe unmöglich, Studium und Berufstätigkeit zu 
vereinbaren. Hinzu kommen unbezahlte Pflichtpraktika. Eine 
Studienbeihilfe reicht längst nicht mehr aus, um Wohnen 
und Leben zu finanzieren. Hohe Miet- und Energiepreise in 
WG-Zimmern erschweren die Lage zusätzlich. Anstatt Maß-
nahmen zu setzen, um Studierende bei den Wohnkosten zu 
entlasten, hat das Land Steiermark die Wohnunterstützung 
massiv verschlechtert und z.B. das Studierendenheim in Graz 
Ries mit leistbarem Wohnraum für hundert Studierende erst 
2026 verkauft. 

Grundlagenforschung und Lehre im Sinne der Allgemeinheit 
werden zunehmend zugunsten wirtschaftlicher Interessen 
vernachlässigt. 

Dafür setzt sich die KPÖ ein:

	n Ausreichende Finanzierung des öffentlichen Hochschul-
sektors statt Unterstützung von teuren Privatunis

	n Abschaffung von Studiengebühren (Zur Erinnerung: 
1973 bis 2001 wurden keine Studiengebühren ein-
gehoben!)

	n Keine Aufnahmetests ohne fachliche Relevanz
	n Regelmäßige Anpassung der Studienbeihilfe, Anhebung 

der Alters- und Bezugsgrenzen
	n Wohnbeihilfe für alle Studierenden, die selbstständig 

wohnen müssen, ohne Heranziehung des Einkommens 
der Eltern

	n Der ÖH-Sozialfonds für Studierende in finanziellen 
Notlagen muss aufgestockt werden

	n Gleichstellung von vollzeitstudierenden Eltern beim 
Zugang zu Kinderbetreuungseinrichtungen mit Voll-
zeitbeschäftigten

Das haben wir erreicht

	n Grundlage für eine Ausweitung der TU auf den Inffeld-
gründen mit großzügiger öffentlicher Durchwegung und 
Parkanlage

	n Sanierung und Revitalisierung des Jesuitenrefektoriums 
am Rosenhain für Bewegungswissenschaften, Sport 
und Gesundheit

	n Zusätzliche kostenlose Räumlichkeiten für die FH Joan-
neum in Eggenberg

Bildung – ein Leben lang

Das Recht auf Bildung darf keine Altersgrenze haben. Wer 
sich aus- und weiterbilden will, soll dabei seinen Neigungen 
und Fähigkeiten folgen dürfen und nicht nur den Interessen 
der Wirtschaft gehorchen müssen.

Die Aufgabe des Arbeitsmarktservices muss darin liegen, 
Menschen ihren Stärken und Fähigkeiten entsprechend zu 
vermitteln und ihnen bei Aus- und Weiterbildung die ent-
sprechende Unterstützung zu bieten. Die Praxis des AMS, 
Arbeitssuchende ohne Wenn und Aber unter Androhung von 
Bezugssperren in Beschäftigung zu drängen, ist abzulehnen. 

Die Vorschläge der KPÖ

	n Verstärkte Förderung von Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen durch das AMS

	n Bezugssperren beim AMS dürfen nur in Ausnahmefällen 
verhängt werden

	n Umfassende und bedarfsgerechte Berufsberatung für 
alle

	n Verbot unbezahlter Praktika

Gut vertreten
Die Kommunistische Jugend Österreichs und der Kommu-
nistische Studierendenverband setzen sich gemeinsam mit 
der KPÖ für ein Graz ein, das Jugendlichen Platz gibt, um 
zu leben und sich zu entfalten. Wir treten für die Rechte von 
Schüler:innen, jungen Beschäftigten und Studierenden ein.

Platz bieten: Wir organisieren Konzerte, Fußballturniere, Film-
abende und Diskussionsrunden für junge Menschen und 
engagieren uns für Jugend- und Freizeiteinrichtungen als 
Alternative zu überteuerten Events.

Gut informiert: Mit der Uni-Zeitung „Rotcrowd“ sowie Zei-
tungen für Schüler:innen und junge Beschäftigte wollen wir 
informieren und junge Menschen über ihre Rechte aufklären.

Instagram: @kjoe_steiermark und @ksv_graz
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Frauen haben im Laufe der Geschichte viel erreicht. Jede 
Errungenschaft ist gemeinsam erkämpft worden. Das war nie 
einfach, vom Wahlrecht angefangen über den freien Zugang 
zur Bildung bis hin zur Fristenlösung. Heute behauptet die 
Politik gerne, dass Frauen gleichberechtigt seien. Die Wirk-
lichkeit sieht aber anders aus. 

Mehrfachbelastung von 

Frauen hat System!

Wenn wir bezahlte und unbezahlte Arbeit zusammen-
rechnen, arbeiten Frauen mehr, verdienen aber spürbar 
weniger. Frauen wird es ungleich schwerer gemacht, in 
höher bezahlten Berufen Fuß zu fassen. Und wenn sich der 
Frauenanteil in gut bezahlten Branchen erhöht, sinkt dort 
erfahrungsgemäß das Gehaltsniveau. Nach wie vor sind es 
in unserer Gesellschaft meist die Frauen, denen die alleinige 
Verantwortung für die Betreuung und Erziehung der Kinder, 

die Hausarbeit und die Pflege Angehöriger aufgebürdet 
werden. Gerade die Doppel- und Dreifachbelastung drängt 
Frauen in prekäre Beschäftigungsverhältnisse. Haben Frauen 
viele Jahre in Teilzeit oder in prekären Arbeitsverhältnissen 
gearbeitet bzw. weniger verdient, bekommen sie weniger 
Pension. Für viele Frauen, die davon betroffen sind, führt das 
zu wirtschaftlicher Abhängigkeit von Familienangehörigen 
bzw. zu Altersarmut. Vor ihren Konsequenzen schützt auch 
eine gute Ausbildung nicht. Viele Frauen sind erschöpft: Sie 
strampeln und strampeln und kommen doch auf keinen grü-
nen Zweig.
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Gleichstellung von Frauen
In den Sozialen Medien propagieren junge Frauen, 
sogenannte „Tradwives“, die traditionelle Rollenverteilung 
zwischen Mann und Frau und verklären ein Frauenbild der 
1950er Jahre. Auf die Gefahren für Frauen, wie wirtschaft-
liche Abhängigkeit oder Altersarmut, weisen sie nicht hin. 
Um Gleichberechtigung und Gleichstellung von Frauen zu 
erreichen, muss man andere Wege gehen.

Ob in Partnerschaft oder alleinerziehend: Kinder brauchen 
beide Elternteile! Die Grundlage dafür ist mit der Väterkarenz 
geschaffen worden. Sie muss jedoch verpflichtend werden. 
Die Last der Fürsorge für die Kinder wäre dann geteilt und 
Einkommensunterschiede würden sich verringern. Insgesamt 
würde unsere Gesellschaft gerechter und kinderfreundlicher 
werden.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit und Lohntrans-
parenz

	n Keine weitere Erhöhung des Pensionsantrittsalters, Rück-
kehr zur Heranziehung der „besten“ Erwerbszeiten bei 
der Berechnung der Pension

	n Arbeitszeitverkürzung für alle bei vollem Personal- und 
Lohnausgleich

	n Qualitativ hochwertige Kinderbildungseinrichtungen 
für alle Altersgruppen

	n Einführung einer verpflichtenden Väterkarenz
	n Haushalt und Betreuungspflichten dürfen nicht nur Frau-

en aufgebürdet werden. Der Slogan „Ganze Män-
ner machen Halbe-Halbe“ darf nicht nur ein veralteter 
Spruch aus den 1990er Jahren bleiben.

Stärkung und Unterstützung 

von Frauen:

Auch heute noch sind Frauen häufig geschlechterspezifischer 
Gewalt ausgesetzt. Im EU-Vergleich weist Österreich eine 
bedrohlich hohe Zahl an Frauenmorden auf. In der Stadt 
Graz gibt es viele Fraueneinrichtungen, die wichtige Arbeit 
zur Stärkung von Frauen, zur Geschlechtergleichstellung 
und zum Schutz der Opfer vor häuslicher und sexualisierter 
Gewalt leisten. Es ist Aufgabe der Stadt, sie ausreichend 
zu fördern.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Erhalt, Förderung und Stärkung von Frauen- und 
Mädcheneinrichtungen

	n Frauenraum: Bereitstellung eines barrierefrei zugäng-
lichen Raumes der Stadt Graz als Treffpunkt für feminis-
tische Vereine, Gruppen und Organisationen sowie zur 
Stärkung der nachhaltigen Vernetzung (Raumsharing-
Konzept)

	n Die Berücksichtigung frauen- und mädchenspezifischer 
Bedürfnisse in der Stadtentwicklung und Verkehrs-
planung weiter beibehalten (Nahversorgung, Öffent-
licher Verkehr, Sport- und Freizeitangebote etc.)

	n Bewusstseinsbildende Projekte, die Burschen und Män-
ner für Berufe in Gesundheit und Pflege, haushaltsnahen 
Dienstleistungen und Erziehung begeistern, gewinnen 
und unterstützen

	n Kostenfreie Menstruationsprodukte auch in öffentlichen 
WC-Anlagen zur Verfügung stellen

	n Schluss mit Werbung, die Frauen in abwertender oder 
sexistischer Weise darstellt

	n Ausbau von Einrichtungen zum Gewaltschutz steier-
markweit

	n Schwangerschaftsabbruch und Empfängnisverhütung 
müssen eine Kassenleistung sein.

Für Sie erreicht

	n „Stopp Gewalt“-Tafeln im Öffentlichen Raum mit Hin-
weis auf Notrufnummern und Hilfsangebote

	n Einrichtung einer Geschäftsführung und Infrastruktur für 
den Grazer Frauenrat

	n „FRiTZi bringt’s“ – wohnortnahe Infostände für Frauen in 
den Sommermonaten

	n Alljährliche Frauenpreis-Verleihung durch die Stadt Graz
	n Ausstattung von Grazer Mittelschulen und Einrichtungen 

der Wohnungslosenhilfe mit kostenlosen Menstruations-
artikeln

	n Ausweitung des Luisa-Programms zum Schutz vor 
(sexueller) Belästigung auf mehr Lokale und öffentli-
che Bäder („Luisa geht schwimmen“) und Universitäten

	n Mehr Wohnungen für verbesserten Gewaltschutz von 
Frauen

	n Girls‘ Day(s): Schnuppertage für Mädchen in nicht-tra-
ditionellen Berufen ausgeweitet

	n Kostenübernahme von Schwangerschaftsabbrüchen 
für ungewollt Schwangere in finanziellen Notlagen 
durch die Stadt
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Vielfalt stärken
Queere Personen sind in der Gesellschaft benachteiligt. 
Nicht der heterosexuellen Norm zu entsprechen oder 
sich nicht dem bei der Geburt zugewiesenen Geschlecht 
zugehörig zu fühlen, führt im Alltag zu teils abweisenden 
bis feindseligen Reaktionen. Dies äußert sich durch ver-
schiedenste Diskriminierungsformen bis hin zur Gewalt. Pat-
riarchale Machtstrukturen prägen nach wie vor das Leben 
in unserer Gesellschaft.

Lebensrealitäten einbinden

Trotz des Verbots von Diskriminierung am Arbeitsplatz und 
dem Sichtbarmachen von queeren Lebensrealitäten sind 
die Möglichkeiten der Teilhabe und eines selbstbestimmten 
Lebens ungleich verteilt. Für uns ist es wichtig, dass jeder 
Mensch ein glückliches Leben führen kann.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Sensibilisierung für queere Themen in allen öffentlichen 
Einrichtungen (Behörden, Ämter, Polizei etc.) und im 
Gesundheitswesen (Medizinstudium, Pflege, Gynäko-
logie, Rettungsdienste etc.)

	n Keine Zwangsoperationen an Inter-Personen
	n Konversionstherapieeinrichtungen schließen
	n Gewalt- und Diskriminierungsschutz stärken
	n Anstellungsverhältnisse von Trans-Personen während 

der Transition rechtlich schützen

42



Freizeit und Sport
Sport gehört nicht nur zu den beliebtesten Freizeit-
beschäftigungen, er wirkt auch ausgleichend und trägt zum 
Erhalt und der Verbesserung der mentalen und körperlichen 
Gesundheit bei.

Zugang für alle

Wir legen großen Wert auf den Schul- und Breitensport, 
der leistbar und für alle Menschen zugänglich sein muss. 
Vorrangig müssen die Arbeitsbedingungen für die Vereine 
an der Basis verbessert werden, die nur durch das Engage-
ment ihrer ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
existieren können. Die Balance im Förderwesen zwischen 
Wettbewerbssport und nicht-kompetitiven Sportarten soll 
gewährleistet sein.

Auch in Graz gilt für uns: Kinder und Jugendliche sollen 
genügend Freiräume vorfinden, um sich zu bewegen, zu ent-
falten und Freunde treffen zu können. Wenn Kinder spielen 
und toben, ist die Welt für uns in Ordnung. Auch gegenüber 
Jugendlichen braucht es mehr Toleranz in der Gesellschaft. 
Deshalb sind kostenlose Freizeit- und Sporteinrichtungen 
so wichtig. 

Die Vorschläge der KPÖ

	n Kostenlose Freizeit- und Sportangebote für alle weiter 
ausbauen

	n Erhalt aller Grazer Bäder, Ausweitung der Öffnungs-
zeiten und Einführung eines 10er-Blocks

	n Weiterer Ausbau und Attraktivierung der Bezirkssport-
plätze

	n Absicherung von kleinen Sportinitiativen und „Rand-
sportarten“

	n Verankerung von geeigneten Plätzen für Sport im 
Flächenwidmungsplan

	n Inklusive Spiel- und Sportangebote fördern
	n Fitnessgeräte in Parks – auch inklusiv und für Senior:in-

nen
	n Ausweitung der Öffnungszeiten der Bäder
	n Toiletten in Parks und auf Bezirkssportplätzen erweitern

Das wurde erreicht

	n 30 Spielplätze wurden seit 2021 saniert, erweitert oder 
neugestaltet

	n Das Klubhaus des GAK-Tennisklubs wurde erneuert

	n Errichtung eines neuen Trainings- und Nachwuchs-
zentrums des SK Sturm in Puntigam

	n Modernisierung Stadion Liebenau
	n Errichtung GAK-Akademie-Campus inklusive Rasen-

platz beschlossen
	n Noppelbad in Eggenberg für Kinder und Familien 

saniert und wiedereröffnet
	n Mountainbike-Strecken am Plabutsch und am Schöckl 

erneuert
	n Das Clubhaus ATSE und die ASKÖ-Tischtennishalle 

wurden saniert
	n Kostenlose Mitgliedschaften in Sportvereinen gibt es 

für die Kinder von Sozial-Card-Inhaber:innen
	n Zusätzliche Mittel zur Sicherung des Betriebs in Sport-

anlagen haben die Sportdachverbände ASKÖ, Sport-
union und ASVÖ erhalten 

	n Neuer Park Dornschneidergasse und Quartierspark 
Daungasse mit Spiel- und Sportangeboten

	n Errichtung Radspielplatz am Ortweinplatz
	n Generalsanierung LUV-Sportanlage und Ausstattung 

mit Kunstrasenplatz beschlossen
	n Neue Bezirkssportplätze Kirchnerkaserne und Reining-

haus, Kunstrasenplatz im Bezirk Ries
	n Errichtung von barrierefreien Spiel- und Sportgeräten
	n Trinkbrunnen-Netz ausgeweitet
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Vielfältige Kultur statt Eventpolitik
Strukturen sichern, Vielfalt erhalten!

Kultur ist ein wichtiges Werkzeug für das Zusammenleben 
und den Zusammenhalt in einer Gesellschaft. Kultur fördert 
den Austausch zwischen Menschen verschiedener Her-
kunft, unterschiedlicher Lebensrealitäten und zwischen den 
Generationen.

Graz zeichnet sich nicht nur durch seine kulturelle Vielfalt aus, 
sondern auch durch einen lebendigen und produktiven Kunst- 
und Kulturbetrieb. Gleichzeitig wird die Lage für jene, die in 
Graz nachhaltig und auf hohem Niveau künstlerisch tätig 
sind, immer prekärer. Vor allem die Kürzungen der Kulturaus-
gaben des Landes haben diese Situation weiter verschärft. 

Die KPÖ steht dafür, dass Kunst- und Kulturschaffende in 
einem sozial abgesicherten Rahmen tätig sein können. Es gilt, 
vorhandene Strukturen dauerhaft zu fördern und neue Initia-
tiven zu unterstützen, um den Zugang zu Kulturangeboten für 
alle Menschen in unserer Stadt möglich zu machen.

Kultur muss unabhängig 

und frei sein

Kulturpolitik soll nicht zum Machtinstrument einer Elite wer-
den. Sie soll nicht nach marktwirtschaftlichen Regeln agieren 

müssen, sondern alle Menschen zur Auseinandersetzung 
mit zeitgenössischen Formen von Kunst und Kultur ermutigen.

Die Vorschläge der KPÖ 

	n Stärkung der „freien Szene“ durch kontinuierliche und 
angemessene Finanzierung

	n Kultur für alle Menschen erreichbar machen – etwa 
durch Veranstaltungen in Stadtteilzentren und die Schaf-
fung von Kulturhäusern nach skandinavischem Vorbild 
(„Kulturhuset“)

	n Unterstützung von Bildungs- und Kulturinitiativen in unter-
versorgten Bezirken

	n Fair Pay für alle Kulturarbeiter:innen
	n Anerkennung von Kulturarbeit als Bildungsarbeit
	n Ausbau des Angebots der städtischen Bibliotheken
	n Leistbare Proberäume, Arbeitsräume und Ateliers
	n Gegen die Abschaffung der Kultur- und Bildungs-

abgabe (Haushaltsabgabe) ohne gesicherte Gegen-
finanzierung

	n Absicherung der IG Kultur und anderer Interessens-
vertretungen

Das haben wir erreicht

	n Ausweitung mehrjähriger Förderverträge

	n Schaffung neuer Kulturstätten wie das Theaterhaus als 
Haus der „Freien Szene“, Proben-, Produktions- und 
Aufführungsort und Tennenmälzerei als Ort für Kultur 
und Soziales

	n Freie Spieltage für die „Freie Szene“ in großen Häusern 
wie Halle D, Schauspielhaus, Oper, Orpheum, Kase-
matten, Dom im Berg

	n Weniger Bürokratie bei Förderabrechnungen
	n Erfolgsmodell Dingeborg: In der Bibliothek der Dinge 

in der Mediathek der Stadtbibliothek können ver-
schiedene Gebrauchsgegenstände entlehnt werden. 

	n Schaffung eines Zirkus-Zentrums ermöglicht

KPÖ-Bildungsverein 
– niederschwelliges 
Kultur- und Bildungs
angebot
In ihrem Bildungszentrum in der Lagergasse bietet die KPÖ 
ein vielseitiges Kultur- und Bildungsprogramm mit Lesungen, 
Diskussionsabenden, Konzerten, Filmvorführungen, Vernis-
sagen und Konferenzen.

A l le ak tuel len In format ion können auf  
https://kpoe-bildungsverein.at/  
abgerufen, Newsletter und die Zusendung der Programm-
hefte können auf der Startseite des KPÖ-Bildungsvereins 
bestellt werden.
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Für ein demokratisches Graz!

Politik auf Augenhöhe

Demokratie verdient ihren Namen nur, wenn sie nieman-
den bevorzugt und niemanden ausschließt, zuhört und 
Anliegen und Sorgen ernst nimmt. Die jahrelange Arbeit 
hat uns gezeigt, dass es auch in unserer Gesellschaft oft 
eine Frage des Geldes ist, ob man zu seinem Recht kommt 
oder nicht. Deshalb sind niederschwellige und kosten-
günstige Einrichtungen wichtig, die faire und gerechte Ver-
fahren in allen Lebensbereichen gewährleisten (Scheidung, 
Obsorge, Wohn- und Arbeitsrecht). Versuche, Gewerk-
schaften, Arbeiterkammer, Mieterschutzverbände und ande-
re Interessensvertretungen einzudämmen, sind Angriffe auf 
die Demokratie. Dem treten wir entschieden entgegen.

Die KPÖ Graz legt großen Wert auf nachvollziehbare Kri-
terien bei allen Entscheidungen und transparente Posten-
besetzungen ohne Postenschacher und Freunderlwirtschaft. 
Engagierte Menschen, die gegen Missstände in ihrem 
Umfeld auftreten und Vorschläge für eine soziale und umwelt-
gerechte Entwicklung machen, müssen einbezogen werden.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Gleiche soziale und politische Rechte (z.B. kommunales 
Wahlrecht) für alle Grazerinnen und Grazer

	n Weisungsfreies Bürger:innenbüro
	n Stadtteil- und Nachbarschaftszentren als Orte der 

Begegnung und des Meinungsaustauschs absichern
	n Vertretung aller Parteien in den Kontrollgremien von 

stadteigenen Gesellschaften und Beiräten beibehalten
	n Mitspracherechte der Bezirksvertretungen bei Bau- und 

Verkehrsvorhaben absichern
	n Hürden bei Volksbefragungen und Volksabstimmungen 

senken
	n Online-Beteiligungsstruktur für Grazer:innen, um mehr 

Mitsprache bei städtischen Vorhaben zu ermöglichen 
(App „Sag es Graz“)

	n Ausbau des barrierefreien Zugangs zu allen Informa-
tionen und Einrichtungen der Stadt fortsetzen (Texte in 
einfacher Sprache, taktile Leitlinien usw.)

	n Baustellenkommunikation verbessern (neue Formen 
entwickeln)

Für Sie erreicht

	n Mehr Transparenz durch Stärkung des Kontrollamts 
(vormals Stadtrechnungshof)

	n Gehälter für Politiker:innen in Aufsichtsräten abgeschafft
	n Stadtteilarbeit: 22 kommunale Zentren geschaffen
	n Einsparungen bei städtischen Repräsentationsausgaben
	n Dreimalige Senkung der Klubförderung für Parteien
	n Neue Objektivierungsrichtlinien für die transparente 

Besetzung offener Stellen
	n Neue Kommunikationsrichtlinien ohne Parteiwerbung
	n Inklusionsstrategie beschlossen und Anlaufstelle zu ihrer 

Umsetzung geschaffen
	n Reduzierung von Dienstwägen
	n Demokratisierung der Aufsichtsräte in den städtischen 

Beteiligungen (Besetzung auch mit Vertreter:innen der 
Oppositionsparteien)

	n Migrant:innenbeirat gestärkt
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Wer soll das bezahlen?

Finanzen der Stadt Graz

So wie die meisten Kommunen in Österreich steht auch die 
Stadt Graz vor großen finanziellen Herausforderungen. Die 
KPÖ-geführte Koalition hat 2021 bereits eine angespannte 
budgetäre Situation vorgefunden. Während die Vorgänger-
regierung aus ÖVP und FPÖ auf Luftschlösser wie Olympi-
sche Winterspiele, U-Bahn, Murgondel oder Plabutsch-
gondel setzte, stehen für uns alltägliche Bedürfnisse der 
Bevölkerung im Zentrum – von Schulen und Straßenbahnen 
über die Feuerwehr bis zur Kläranlage.

Durch die Coronapandemie, die allgemeine wirtschaftliche 
Stagnation und die steigende Inflation der letzten Jahre 
haben sich die finanziellen Spielräume verkleinert. Hinzu 
kommt, dass die Stadt Graz beim Finanzausgleich durch 
den Bund finanziell stark benachteiligt wird. 

Die Reform des steiermärkischen Sozial- und Pflegeleistungs-
finanzierungsgesetzes durch das Land Steiermark hat der 
Stadt Graz immensen Schaden zugefügt, denn sie belastet 
das städtische Budget zusätzlich mit jährlich steigenden 
Millionenbeträgen (2026 sind es rund 13 Mio., im Jahr 2030 
werden es kalkulierte 37 Millionen sein!) Angesichts dieser 
schwierigen Umstände erfordert es viel Umsicht, die Infra-
struktur auszubauen, Arbeitsplätze zu sichern und zugleich 
eine soziale und ökologische Stadtentwicklung zu gewähr-
leisten. 

Für eine gerechte Steuerpolitik 

und Verteilung der Mittel!

Bund und Land wälzen sehr viele Aufgaben auf die Kom-
munen ab, geben ihnen dafür aber nicht die notwendigen 
finanziellen Mittel. Auch der Bund steht unter massivem Spar-
zwang, teilweise aber selbst verschuldet durch eine falsche 
Steuerpolitik, die große Vermögen schont und die arbeiten-
den Menschen belastet. Die Zeche dafür zahlt die Mehrheit 
der Bevölkerung. Budgetäre Mittel für die Daseinsvorsorge 
könnten durch eine ausgewogene und gerechte Steuerpolitik 
lukriert werden.

Die Vorschläge der KPÖ

	n Vergrößerung des Steuerkuchens durch Einführung von 
Erbschafts-, und Vermögenssteuern

	n Nahverkehrsabgabe zur Finanzierung des öffentlichen 
Verkehrs

	n Leerstandsabgabe auf unvermietete Wohnungen
	n Reform der Grundsteuer
	n Kein Verkauf von öffentlicher Infrastruktur und öffentli-

chen Einrichtungen
	n Abschöpfung der Wertsteigerung von Grundstücken in 

Folge von Umwidmungen
	n Erschließung neuer Geschäftsfelder durch städtische 

Eigenbetriebe zur langfristigen Verbesserung der Ein-
nahmensituation der Stadt

	n Aufgabenorientierte Gestaltung des Finanzausgleichs 
(wachsende Städte haben mehr Herausforderungen, 
z.B. durch Infrastrukturkosten, Kinderbetreuung, Schu-
len etc.)

	n Änderung des (vertikalen) Verteilungsschlüssels im 
Finanzausgleich, um bisher benachteiligte Länder, Städ-
te und Gemeinden stärker zu unterstützen

	n Sozialpolitik muss Vorrang vor Prestigeprojekten haben
	n Der Bund muss die Gemeinden bei der Erfüllung wich-

tiger kommunaler Aufgaben entsprechend finanziell 
unterstützen.

	n Private Bauträger müssen sich an der Errichtung öffentli-
cher Infrastruktur beteiligen (Gehwege, Straßen, Grün-
raum)

	n Bodenversiegelungs- und Stellplatzabgabe einführen
	n Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden ausbauen 

(z.B. P&R-Infrastruktur)

Für Umverteilung von 
oben nach unten!
Allein auf kommunaler Ebene können die Finanzprobleme 
der Stadt nicht gelöst werden. Erforderlich ist eine grund-
legende Änderung der Finanzpolitik von Bund und Land 
mit dem Ziel der Umverteilung von oben nach unten, also 
von den Vermögenden zur breiten Bevölkerungsmehrheit 
(z.B. durch Anhebung der Spitzensteuersätze, Wieder-
einführung der Vermögenssteuer sowie einer Erbschafts- 
und Schenkungssteuer…), aber auch vom Bund zu den 
Gemeinden.
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	n Befreiung der kommunalen Einlagen bei Banken und 
Sparkassen von der Kapitalertragssteuer

	n Abschaffung der Landesumlage
	n Zugang der Statutarstädte zur ÖBFA (Öster-

reichische Bundesfinanzierungsagentur), um güns-
tigere Darlehen zu erhalten

Das wurde bereits erreicht

	n Offene und ehrliche Kommunikation in der Finanz-
politik

	n Gezielte und notwendige Einsparungen, die nicht 
zu Lasten der Bevölkerung gehen (z.B. Streichung 
Doppelgeschäftsführungen bei Beteiligungen)

	n Weniger Bürokratie bei der Verwaltung
	n Abschaffung von endfälligen Krediten, die zukünftige 

Generationen belasten
	n Stabilisierung des städtischen Budgets in heraus-

fordernden wirtschaftlichen Zeiten, Abflachung des 
Verschuldungspfades

	n Transparente und moderne Neuaufstellung des Gra-
zer Finanzierungshaushaltes

	n Von Ende 2022 bis Ende 2025 wurden 423 
Mio. an Investitionen in die Infrastruktur der Stadt 
beschlossen, der Großteil davon in den Bereichen 
öffentlicher Verkehr, Wohnen, Jugend und Bildung 
Daseinsvorsorge, öffentlicher Raum, Sicherheit, 
Umwelt, Sport und Kultur.

	n Finanzielle Absicherung des öffentlichen Verkehrs 
bis 2030 (neuer Verkehrsfinanzierungsvertrag 2.1)

	n Langfristige finanzielle Absicherung von Wohnen 
Graz

	n Ausschöpfung von kommunalen Förderpotentialen 
von Bund und Land
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In einer Zeit von Kriegen und Krisen ist die Stadt Graz seit 
2021 eine Stimme für Frieden und Verständigung. Dafür ste-
hen zahlreiche Initiativen und der Beitritt zur Initiative „May-
ors for Peace“, Bürgermeister:innen für den Frieden.

An diesem Kurs wollen wir auch in den nächsten Jahren 
festhalten. Die KPÖ wendet sich gegen die weltweite Auf-
rüstungspolitik und bekämpft alle Schritte, die die öster-
reichische Neutralität (weiter) beschädigen.

Graz darf kein Platz für Kriegshetze sein. Unsere Stadt tritt 
weiter für Frieden und internationale Verständigung ein. Uns 
ist bewusst, dass die großen Fragen von Krieg und Frie-
den nur auf internationaler Ebene gelöst werden können. 
Die KPÖ begreift sich deshalb als Teil der internationalen 
Bewegung für Frieden und soziale Gerechtigkeit.

Dafür steht die KPÖ

	n In der Menschenrechtsstadt Graz leben wir Gleich-
berechtigung, Antirassismus und Inklusion und för-
dern interkulturelles Zusammenleben. Frieden und die 
österreichische Neutralität sind wichtige Güter, die es 
unbedingt zu verteidigen gilt.

	n eine stärkere Rolle des Grazer Büros für Frieden und Ent-
wicklung in der Information über internationale Konflikt-
bereinigung

	n Unterstützung der Friedenserziehung an allen Grazer 
Schulen

	n Jährliche Veranstaltungen der Stadt Graz am National-
feiertag zum Thema Neutralität

	n Gedenk- und Erinnerungsarbeit an die Opfer des NS-
Faschismus und Widerstandskämpfer:innen

	n Humanitäre Hilfe für Kriegsopfer und Unterstützung für 
vertriebene Menschen aus Kriegsregionen, die nach 
Graz geflohen sind

	n Unterstützung des Internationalen Roten Kreuzes für die 
Hilfe für die Zivilbevölkerung in Kriegsregionen.
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Das haben wir erreicht:

	n Absicherung des Friedensbüros
	n Klares Bekenntnis der Stadt zu Menschenrechten, 

Frieden, der österreichischen Neutralität, Gleich-
berechtigung, Antirassismus, Inklusion und inter-
kulturellem Zusammenleben.

	n Absicherung der Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
und Unterstützung zahlreicher menschenrechtlicher Ini-
tiativen durch die Stadt Graz

Österreichischer Kontext

Die österreichische Bundesregierung spricht zwar von einer 
„aktiven Neutralität“, entfernt sich aber tatsächlich immer 
weiter von ihren Grundsätzen. Sie erlaubt und fördert auch 
die Rüstungsproduktion im Inland. Angesichts der schwä-
chelnden Konjunktur suchen Industriebetriebe Alternativen 
und meinen sie in der Produktion von Kriegsgerät zu finden. 
Gewinne fahren damit nur die Topmanager und Aktionäre 
der Rüstungsbetriebe ein. Die Kosten tragen die Menschen 
in den Regionen, in die das Kriegsgerät geliefert wird. Waf-
fen bringen Zerstörung, Leid und Tod. Die Rüstungsindustrie 
ist ein schmutziges Geschäft!

Wir treten für eine friedenspolitische Wende ein, gerade 
auch aus sozialpolitischen Gründen! Die Erhöhung der mili-
tärischen Ausgaben lässt alle anderen Bereiche finanziell 
aushungern. Jeder Euro, der jetzt zusätzlich in die Rüstung 
fließt, fehlt bitter, wenn es um Soziales, Gesundheit, Wohnen 
oder Bildung geht. Auch in unserem Land kommen durch die 
massiven Teuerungen immer mehr Menschen immer schwerer 
über die Runden. Deshalb braucht es soziale Investitionen 
für die Menschen, keine höheren Ausgaben für Rüstung und 
Zerstörung! Das gilt für unser Land und noch weit dringen-
der auf der globalen Ebene: Krieg ist ein Verbrechen an 
der Menschheit – angesichts der menschlichen Opfer, aber 
auch der vielen sozialen Probleme in allen Ländern, der welt-
weiten Armut und der globalen Klimaerhitzung. Im Interesse 
der Menschheit muss es die erste Aufgabe sein, jeden Krieg 
so rasch wie möglich zu beenden und einen Prozess der 
weltweiten Abrüstung zu beginnen, anstatt weiter an der 
milliardenschweren Rüstungsspirale zu drehen. 

Dafür steht die KPÖ

	n Bedingungsloser Einsatz für eine aktive Neutralitäts-
politik – kein Beitritt zu Militärbündnissen wie der NATO 
oder einer EU-Armee!

	n Wir lehnen eine Beteiligung an EU-Schlachtgruppen 
(Battlegroups) und einer EU-Armee ab sowie alle poli-
tischen Handlungen, die der Neutralität unseres Landes 
widersprechen.

	n Keine Verpflichtung zum Heeres- oder Sozialdienst 
von Frauen

	n Keine Steuer- und Standortbegünstigungen für Waffen- 
und Rüstungsproduktion

	n Stattdessen Investitionen und Schaffung von Arbeits-
plätzen in den Bereichen Forschung, Entwicklung, Bil-
dung, Gesundheit, Umwelt und Soziales

	n Förderung des solidarischen Zusammenhalts durch eine 
soziale Politik

	n Unterstützung von Vereinen, Veranstaltungen und Aktio-
nen, die den Frieden fördern und stärken

„Krieg ist zuerst die Hoffnung, dass es einem besser gehen 
wird, hierauf die Erwartung, dass es dem andern schlechter 
gehen wird, dann die Genugtuung, dass es dem andern 
auch nicht besser geht, und hernach die Überraschung, dass 
es beiden schlechter geht.“

Karl Kraus (1874 - 1936), österreichischer Schriftsteller, Pub-
lizist, Satiriker, Lyriker, Aphoristiker und Dramatiker

Graz: Stadt des Friedens

Mayors for Peace 
– Graz ist Mitglied
2022 ist die Stadt Graz der Organisation Mayors for Peace 
beigetreten, einem Netzwerk aus 8.472 Städten weltweit 
(Stand: 1.4.2025), die sich der Friedensarbeit, insbesondere 
der atomaren Abrüstung, verschrieben haben. Die Orga-
nisation wurde 1982 auf Initiative des damaligen Bürger-
meisters von Hiroshima, Takeshi Araki, gegründet. Aus der 
grundsätzlichen Überlegung heraus, dass Bürgermeister:in-
nen für die Sicherheit und das Leben ihrer Bürger:innen ver-
antwortlich sind, versuchen die Mayors for Peace Einfluss 
auf die weltweite Verbreitung von Atomwaffen zu nehmen 
und diese zu verhindern.
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Verglichen mit dem, was der überwiegende Großteil der 
Bevölkerung auch in qualifizierten Berufen verdient, sind 
die Bezüge in der Politik geradezu fürstlich.
Die Politikergehälter sollen in einem nachvollziehbaren 
Verhältnis zu einem durchschnittlichen Arbeitseinkommen 
stehen.

Privilegien abbauen!
Wer immer das Gürtel-Enger-Schnallen im Mund führt, 
sollte zuerst vor der eigenen Türe kehren. In Stadt und 
Land beweist die KPÖ seit vielen Jahren, dass es auch 
ohne Politikerprivilegien geht.

Das haben wir erreicht:

	n Dreimalige Senkung der Klubförderung der Parteien 
zugunsten einer Aufstockung des „Graz-Hilft“-Fonds

	n Dienstautos reduziert
	n Nulllohnrunde bei Politikerbezügen auch für 2026 

beschlossen 
	n Senkung der Repräsentationskosten durch die Stadt
	n Schluss mit Prämienregelungen für Geschäftsführer in 

den Beteiligungen
	n Es sind die Beschäftigten der Stadt Graz und ihrer 

Beteiligungen, die den Alltag in unserer Stadt am Lau-
fen halten. Für uns ist ein wertschätzender Umgang mit 
ihnen selbstverständlich. Wir lehnen Parteibuchwirt-
schaft sowie teure und ineffiziente Postenbeschaffung 
ab. Die Doppelgeschäftsführungen für die städtischen 
Beteiligungen, die unter der ÖVP-FPÖ-Stadtregierung 
eingeführt wurden, damit beide Parteien „ihre“ Kandi-
dat:innen unterbringen konnten, wurden in der aktuellen 
Gemeinderatsperiode sukzessive zurückgenommen. 
Sie haben die Stadt Graz viel Geld gekostet und eine 
objektive Postenbesetzung verhindert.

Privilegien abschaffen!
So viel bekommen PolitikerInnen in Graz (brutto, 14 Mal 
pro Jahr):

Bürgermeister:in € 16.786,80
Bürgermeisterstellvertreter:in € 14.079,30
Stadträtin/Stadtrat € 12.996,20
Klubobleute € 4.981,90

Es geht auch anders: 

Die Grazer KPÖ-Politiker:innen verwenden den Großteil 
ihres Gehalts für Menschen in Notlagen. Mit insgesamt 
€ 2.125.000,- Euro aus ihren Gehältern haben die KPÖ-
Regierungsmitglieder geholfen:

Bürgermeisterin Elke Kahr € 1.330.000 seit 2005
Stadtrat Robert Krotzer € 560.000 seit 2017
Stadtrat Manfred Eber € 235.000 seit 2021

Klubförderung der Bevölkerung 

zurückgegeben

Die Klubförderung ist in dieser Gemeinderatsperiode stark 
gesenkt worden.

Unabhängig davon gibt der KPÖ-Gemeinderatsklub einen 
Großteil des Geldes für Familien in Notlagen, für Vereine, 
Initiativen und Schulen aus bzw. mit der Wildblumenaktion 
an die Bevölkerung zurück.

Von 2021 bis 2026 waren das insgesamt  € 565.273,67.

Impressum: Medieninhaber, Herausgeber, Hersteller: KPÖ Graz, Lagergasse 98a, 8020 Graz; Verlags- und Herstellungsort: Graz 

Foto-Credits: Sebastian Bernsteiner (S6), Bianca Hochfellner(S35)

Helfen statt reden!
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Helfen statt reden!
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Elke Kahr.
Liste 6

	 0316 / 71 24 79  
 	 bl@kpoe-graz.at 
 	 www.kpoe-graz.at 
 	 facebook.com/elke.kahr 

 	 facebook.com/robert.krotzer 

 	 facebook.com/kpgraz

Ihre Meinung ist uns wichtig, Sie 
erreichen uns unter

Die KPÖ, eine nützliche Partei  
für das tägliche Leben
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Glaubwürdigkeit kann man wählen.

KPÖ       AM 28. JUNI:  Elke Kahr
Liste 6

Gemeinderatswahl 2026
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